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Vorbemerkung

Bekanntlich schliessen die Studierenden des Basler MAES-Program-
mes ihr akademisches „Europajahr“ mit einer Schlussarbeit ab. Frau
Delli, eine Absolventin des Kurses des akademischen Jahres 2002/
2003, entschied sich in diesem Zusammenhang für das Thema der
Unionsbürgerschaft. Konkret wollte sie auf dem Hintergrund ihres so-
ziologischen und juristischen Wissens das Wesen der Unions-
bürgerschaft ergründen, wie es aus der Rechtsprechung des Gerichts-
hofes der europäischen Gemeinschaften (EuGH) zu erkennen ist. Mit
dieser Ausgabe der Basler Schriften legt Frau Delli eine gekürzte Fas-
sung ihrer ausgezeichneten Arbeit vor, die auf diese Weise einem brei-
teren Publikum zugänglich gemacht werden soll.

Der Fokus der vorliegenden Untersuchung liegt auf einer spezifischen
Entscheidung des EuGH, nämlich Grzelczyk, anhand derer Frau Delli
exemplarisch die Art und Weise darstellt, wie der EuGH den Begriff der
Unionsbürgerschaft auf dem Hintergrund eines konkreten Falles aus-
legt. Laut der Autorin spiegelt die Rechtsprechung des EuGH ein dyna-
misches Verständnis der Unionsbürgerschaft, das mittlerweile auch
Aspekte der Solidarität und der sozialen Gleichheit beinhaltet, und das
so den einschlägigen Bestimmungen des EG-Vertrages nicht zu ent-
nehmen ist. There is more to come, oder mit anderen Worten: die
Saga der Rechtsprechung zur Unionsbürgerschaft ist keineswegs
beendet. Der Entscheidung Grzelczyk folgten weitere Urteile, welche
denn auch mit zum Kontext der Analyse von Frau Delli gehören. Erst
kürzlich sind zwei neue Entscheidungen dazu gekommen. In der Ent-
scheidung des EuGH Collins (Rechtssache C-138/02, Urteil vom 23.
März 2004) kommt der dynamische Charakter der Unionsbürgerschaft
in aller Deutlichkeit zum Ausdruck. Hier führt der Gerichtshof aus, dass
es „angesichts der Einführung der Unionsbürgerschaft und angesichts
der Auslegung, die das Recht der Unionsbürger und Unionsbürgerinnen
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auf Gleichbehandlung in der Rechtsprechung erfahren hat, nicht mehr
möglich ist, eine finanzielle Leistung, welche den Zugang zum Arbeits-
markt eines Mitgliedstaats erleichtern soll, vom Anwendungsbereich
des Grundsatzes der Gleichbehandlung auszunehmen“ (Hervorhebung
durch die Schreibende).  In der Entscheidung Orfanopoulos (Verbun-
dene Rechtssachen C-482/01 und C-493/01, Urteil vom 29. April 2004)
wird deutlich, dass der EuGH manchmal auch längst bekannte Grund-
sätze seiner Rechtsprechung in den Zusammenhang mit der erst viel
später entstandenen Unionsbürgerschaft stellt. So, wenn er ausführt,
dass Ausnahmen vom Grundsatz der Freizügigkeit der Arbeitnehmer
und  Arbeitnehmerinnen wegen des Unionsbürgerstatus’ besonders eng
ausgelegt werden müssen. Diese Entscheidungen werden
zweifelsohne nicht die letzten zum Thema Unionsbürgerschaft blei-
ben.
In ihrer Arbeit betont Frau Delli die wichtige Rolle des EuGH bei der
Entwicklung des Begriffes der Unionsbürgerschaft. Dieses Element
zeigt, dass der vorliegende Beitrag nicht nur spezifisch in Bezug auf
Inhalt und Bedeutung der Unionsbürgerschaft gelesen werden kann,
sondern auch im grösseren Zusammenhang mit der Rolle der Recht-
sprechung des EuGH bezüglich der Evolution des EG-Rechtes. Inso-
fern lässt sich hier ein grosser Bogen zurück bis zur aktiven und dyna-
mischen Rechtsprechung des EuGH in der Anfangszeit der Gemein-
schaft spannen, als die Unionsbürgerschaft noch nicht bestand, aber
Konzepte wie die unmittelbare Wirkung des EG-Rechts letztlich in eine
ähnliche Richtung zielten.

Basel, im Juni 2004

Ass.Prof. PD Dr. Christa Tobler, LL.M.

Dozentin für das Recht der europäischen Integration am Europainstitut
der Universität Basel
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1 Vorwort
Der Begriff der Unionsbürgerschaft ist jung: Er wurde mit der Grün-
dung der Union geschaffen und im Vertrag von Maastricht festgeschrie-
ben, ohne dass allerdings die Bestimmungen dazu ein konzises Kon-
zept erkennen lassen würden (PIEPENSCHNEIDER 1997, 311). Seit
der Einführung der Unionsbürgerschaft häufen sich denn auch Wort-
meldungen zu ihrem Wesen, und der Europäische Gerichtshof (nach-
folgend EuGH) hat sich in jüngster Zeit veranlasst gesehen, sich in
einer Serie von Urteilen dazu zu äussern. Er ist insbesondere mit der
Frage zum sozialrechtlichen Gehalt der Unionsbürgerschaft konfron-
tiert worden (BORCHARDT 2000, 2057), über welchen die Vertrags-
bestimmungen nichts Klärendes enthalten. Auf den Punkt bringt diese
Frage das Urteil Rudy Grzelczyk gegen Centre public d’aide sociale
d’Ottignies-Louvain-la-Neuve1. Darin hat der EuGH den Anspruch ei-
nes französischen Studenten der belgischen Universität Louvain-la-
Neuve auf die Gewährung der Mittel für das Existenzminimum
gutgeheissen. Seine Argumentation dazu hat er auf die Bestimmun-
gen der Unionsbürgerschaft gestützt und damit die Mitgliedstaaten zur
Genehmigung ihrer beitragsunabhängigen Mindestsicherung an alle
Unionsbürger, unabhängig ihrer wirtschaftlichen Aktivität, verpflichtet.

Dieses Urteil bildet den Ausgangspunkt des vorliegenden Artikels, des-
sen Ziel es ist, die Unionsbürgerschaft aus juristischer Sicht zu be-
leuchten. Es geht darum, den Inhalt der Unionsbürgerschaft, genauer
gesagt, den Aspekt des Aufenthalts- und Freizügigkeitsrechts der
UnionsbürgerInnen, auf den sich der Gerichtshof im erwähnten Urteil
stützt, zu skizzieren. Das Urteil Grzelczyk gilt als Leitentscheid über
die Unionsbürgerschaft, und seine praktischen Auswirkungen werden
als wichtig eingestuft, unter der Voraussetzung, dass es konsequent
umgesetzt wird (MARTIN 2002, 136).
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Der vorliegende Artikel gliedert sich wie folgt:

Nach diesem ersten, einleitenden Teil wird im zweiten Teil die Unions-
bürgerschaft, wie sie dem EG-Vertrag (nachfolgend EGV) zu entneh-
men ist, umschrieben. Die vertraglichen Bestimmungen werden vor-
gestellt, und es wird auf Neuerungen hingewiesen, die seit ihrer Ein-
führung in den Vertrag von Maastricht vorgenommen worden sind. In
diesem Teil wird die Unionsbürgerschaft ebenfalls in Abgrenzung zu
den beiden Begriffen der Staatsbürgerschaft und der Staatsangehörig-
keit, die in den vertraglichen Bestimmungen erwähnt werden, definiert.

Im dritten Teil wird das Fallbeispiel Grzelczyk vorgestellt. Darauf stützt
sich der rechtliche Kommentar des vierten Teils, in dem aufgezeigt
wird, welches Verständnis der Unionsbürgerschaft der Gerichtshof in
seiner Rechtssprechung entwickelt. Dazu wird zuerst das Urteil
Grzelczyk diskutiert. Die Rechtssache wird anschliessend in den Kon-
text der dem Urteil vorgegangenen und nachfolgenden
Rechtssprechung gebettet, um aufzuzeigen, welche Konturen der
EuGH der Unionsbürgerschaft seit ihrer Einführung und bis zum aktu-
ellen Zeitpunkt verliehen hat.

Der Artikel schliesst mit einem fünften Teil, in welchem die Kernpunkte
der aufgeführten Überlegungen zusammengefasst und einige Schluss-
bemerkungen gemacht werden.

2 Der Begriff der Unionsbürgerschaft
Nachfolgend werden die Bestimmungen der Unionsbürgerschaft im
EGV erläutert. Die Begriffe der Staatsangehörigkeit und Staatsbürger-
schaft sollen diskutiert werden, und es wird darauf hingewiesen, wie
sich die Unionsbürgerschaft zu diesen beiden Begriffen, die sich auf
die staatliche Ebene beziehen, verhält. Zudem wird aufgezeigt, wie die

Bestimmungen über die Unionsbürgerschaft im Vertrag von Amsterdam
(an diesen Vertrag lehnen sich die Erläuterungen unter 2.1 an) mit Blick
auf den Vertrag von Maastricht geändert wurden, was der Vertrag von
Nizza Neues bringt und welche Vorschläge der Konvent für den zu-
künftigen Wortlaut der Bestimmungen der Unionsbürgerschaft im
Verfassungsvertrag macht. Schliesslich wird auf den geänderten Vor-
schlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen,
sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzu-
halten, eingegangen2, welcher ein wichtiger Schritt bei der Festlegung
eines konkreten Inhalts der Unionsbürgerschaft darstellt3.

2.1 Die Bestimmungen zur Unionsbürgerschaft im EGV
Der Begriff der Unionsbürgerschaft wurde 1992 durch den Vertrag über
die Europäische Union (Vertrag von Maastricht) in das europäische
Vertragswerk eingeführt (PIEPENSCHNEIDER 1997, 311). Den Be-
stimmungen über die Unionsbürgerschaft wurde im EGV ein eigener
Teil, nämlich der zweite Teil, gewidmet, womit ihre besondere Bedeu-
tung hervorgehoben und ihre Symbolkraft zur Geltung gebracht wer-
den sollten (JESSURUN D’OLIVEIRA 1994, 147). Obwohl der EGV von
Unionsbürgern spricht und nicht von Gemeinschaftsbürgern
(EVERLING 1994, 50), und die Unionsbürgerschaft also an die Union
und nicht an die Gemeinschaft anknüpft, ist sie im EGV geregelt und
nicht etwa im Unionsvertrag. Als Teil des primären Gemeinschaftsrechts
untersteht sie damit der gerichtlichen Kontrolle durch den EuGH (HILF
1998a, Rn. 36).

Die Bestimmungen zur Unionsbürgerschaft finden sich in Art. 17 bis
22 EGV (alt Art. 8 bis 8e EGV) und zielen darauf ab, den Schutz der
Rechte sowie die Interessen der Angehörigen der Mitgliedstaaten zu
stärken (HRBEK 1994, 119). Zudem sollen sie die europäische Identi-
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tät fördern, indem die BürgerInnen mehr in den gemeinschaftlichen
Integrationsprozess einbezogen werden4. Nachfolgend sollen die Be-
stimmungen von Art. 17 und 18 EGV etwas näher erläutert werden. Art.
19 bis 22 EGV werden nur kurz und der Vollständigkeit halber ange-
sprochen, da hier die Unionsbürgerschaft nicht in ihrem gesamten
Umfang diskutiert, sondern anhand des Falls Grzelczyk vertieft auf ei-
nige Aspekte eingegangen werden soll. Art. 17 und 18 EGV bilden den
Ausgangspunkt dazu.

Art. 17 Abs. I EGV bestimmt die Träger der Unionsbürgerschaft:
UnionsbürgerIn ist, wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates
besitzt. Es wird weiter präzisiert, dass die Unionsbürgerschaft die
Staatsbürgerschaft nicht ablöst5, sondern diese ergänzt. CLOSA (1995,
510) bezeichnet denn auch die Unionsbürgerschaft als abgeleitete
Bedingung der Staatsangehörigkeit: Sie wird durch die nationale Staats-
angehörigkeit vermittelt und bildet keinen eigenen, sondern einen ak-
zessorischen Rechtsstatus. Erwerb und Verlust der Staatsangehörig-
keit richten sich nach mitgliedstaatlichen Kriterien, was der EuGH in
der Rechtssache Micheletti6 bestätigt hat (REICH 2001, 6). In diesem
Urteil hielt der Gerichtshof fest, dass die Mitgliedstaaten, und nur die-
se, Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit regeln. Allerdings müs-
sen sie dabei das Gemeinschaftsrecht als Kompetenzgrenze beach-
ten (DE GROOT 2003, 80). Gesteht ein Mitgliedstaat einer Person die
Staatsangehörigkeit zu (beziehungsweise entzieht einer Person die
Staatsangehörigkeit), so sind die andern Mitgliedstaaten verpflicht, die
betroffene Person als Unionsbürgerin anzuerkennen (oder nicht). Der
Begriff der Unionsbürgerschaft ist damit kein autonom gemeinschafts-
rechtlicher: Die Gemeinschaft besitzt keine Kompetenz, die Unions-
bürgerschaft zu erteilen (REICH 2001, 7), und sie bestimmt auch nicht
über Mindestvorschriften, nach welchen sich die mitgliedstaatlichen
Regelungen über Erwerb und Verlust ihrer Staatsangehörigkeit richten
müssten (HILF 1998a, Rn. 47). Somit sind es letztendlich die Mitglied-

staaten, die entscheiden, wer in den Kreis der UnionsbürgerInnen auf-
genommen werden soll und wer nicht.
Art. 17 Abs. II hält fest, dass die UnionsbürgerInnen die im Vertrag vor-
gesehenen Rechte und Pflichten haben. Laut EVERLING (1994, 55)
ist die Bestimmung als Verweis auf alle Regelungen des Primär- und
des Sekundärrechts zu verstehen. Nachfolgend soll zuerst auf die Frage
der Rechte, anschliessend auf jene der Pflichten der UnionsbürgerInnen
eingegangen werden.

Als systematisch erstes Recht der im EGV aufgelisteten Rechte – womit
die zentrale Bedeutung dieses Rechts hervorgehoben wird (HILF 1998b,
Rn. 5) – ist in Art. 18 Abs. I EGV das Freizügigkeits- und Aufenthalts-
recht der UnionsbürgerInnen in allen Mitgliedstaaten festgehalten. Die-
ses Recht, das bis zum Vertrag von Maastricht nur in Zusammenhang
mit einer ökonomischen Aktivität gewährt wurde, wurde zwar durch
das Sekundärrecht und die Rechtssprechung des EuGHs stark aus-
geweitet, die Gewährleistungen blieben jedoch akzessorisch (HILF
1998b, Rn. 1). Mit dem Vertrag von Maastricht wurde erstmals ein
umfassendes Recht auf Freizügigkeit und Aufenthalt gewährt, wobei
die vielfältigen Rechtsvorschriften des Sekundärrechts nicht ersetzt
wurden (idem). Art. 18 Abs. I EGV verweist denn auch darauf, dass
das zugestandene Recht unter den Bedingungen und innerhalb der
Grenzen des Primär- und Sekundärrechts gelten. So können Freizü-
gigkeit und Aufenthalt beispielsweise aus Gründen der öffentlichen
Ordnung, der Sicherheit und der Gesundheit eingeschränkt werden
(EVERLING 1994, 56), und wirtschaftlich inaktive Personen, wie Stu-
dierende und RentnerInnen, müssen über ausreichende finanzielle
Eigenmittel verfügen so wie über eine Krankenversicherung, um in den
Genuss der erwähnten Rechte zu kommen (CRAIG und DE BURCA
2003, 756)7. Die Frage, die sich sodann im Zusammenhang mit der
Eingrenzung des Freizügigkeits- und Aufenthaltsrechts stellt, ist die
Folgende: In welchem Ausmass können Rechte aus Art. 17 und 18



1312

Abs. I EGV abgeleitet werden, ohne dass dabei gegen die Bedingung
verstossen wird, dass das Freizügigkeits- und Aufenthaltsrecht von
Art. 18 Abs. I EGV den gemeinschaftsrechtlichen Grenzen unterliegt
(idem)? Die Art und Weise, wie der EuGH an diese Frage herangegan-
gen ist und welche inhaltlichen Konturen er dem Begriff der Unions-
bürgerschaft verleiht, wird im vierten Teil aufgegriffen.

Art. 18 Abs. II EGV enthält eine eigenständige Rechtsgrundlage zum
Erlass von Sekundärrecht (KÖNIG und HARATSCH 2000, 169). Ge-
stützt darauf kann der Rat nach dem Mitentscheidungsverfahren von
Art. 251 EGV Vorschriften erlassen, um die Ausübung des Freizügig-
keits- und Aufenthaltsrechts zu erleichtern.

Nebst dem Freizügigkeits- und Aufenthaltsrecht in Art. 18 Abs. I EGV
enthält der zweite Teil des Vertrags zudem folgende Rechte: Art. 19
EGV räumt den UnionsbürgerInnen, die sich in einem anderen Mitglied-
staat als ihrem Heimatstaat aufhalten, das aktive und passive Wahl-
recht bei Kommunalwahlen sowie bei Wahlen für das Europäische
Parlament ein. Da diese Bestimmung nicht mit allen mitgliedstaatlichen
Verfassungen vereinbar ist, sieht Art. 19 EGV die Möglichkeit von Ab-
weichungen vor (CLOSA 1997, 198ff). Nach Art. 20 EGV können die
UnionsbürgerInnen in einem Drittstaat, in dem ihr Heimatstaat nicht
vertreten ist, diplomatischen und konsularischen Schutz durch einen
anderen, vertretenen Mitgliedstaat in Anspruch nehmen. Art. 21 EGV
sieht vor, dass UnionsbürgerInnen das Petitionsrecht beim Europäi-
schen Parlament erhalten und sich an den Bürgerbeauftragten wen-
den können. Dies können sie in allen offiziellen Sprachen tun, und sie
können eine Antwort in derselben Sprache erhalten.

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass viele der erwähnten Rech-
te nicht nur den UnionsbürgerInnen zukommen, was auf Kritik
gestossen ist (JESSURUN D’OLIVEIRA 1994, 142ff). So können in ei-

nigen Mitgliedstaaten auch Drittstaatsangehörige an Kommunalwah-
len teilnehmen, diese können, ebenso wie die UnionsbürgerInnen, an
den Bürgerbeauftragten gelangen, und das Europäische Parlament
gewährt das Petitionsrecht jeder natürlichen und juristischen Person
mit Domizil in der EU, unabhängig ihrer Staatsangehörigkeit. Nur das
aktive und passive Wahlrecht für das Europäische Parlament und das
Freizügigkeits- und Aufenthaltsrecht stehen ausschliesslich den
UnionsbürgerInnen zu. Verschiedene Autoren haben zudem kritisiert
(vgl. MAGNETTE 1999, 153), dass die Reichweite der Unions-
bürgerschaftsbestimmungen im EGV bescheiden sei. Viele der mit dem
Vertrag von Maastricht eingeführten Rechte hätten sich bereits aus den
bestehenden Rechtsvorschriften ergeben, es handle sich bloss um
einen neuen Namen von bereits existierenden Rechten (JESSURUN
D’OLIVIERA 1994, 141), und es liege eine „Vertragsrethorik“ vor (HILF
1997, 350). Dem gegenüber ist mit HAAG (1997, Rn. 5) zu bemerken,
dass sich die Unionsbürgerschaft durch Offenheit und Dynamik aus-
zeichnet. Dies ergibt sich nicht nur aus der Ermächtigungsgrundlage
zum Erlass von Sekundärrecht in Art. 18 Abs. II EGV, sondern auch
aus Art. 22 Abs. II EGV. Diese Evolutivklausel sieht vor, dass der Rat
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen
Parlaments weitergehende Bestimmungen zur Unionsbürgerschaft
erlassen kann. Diese kann er den Mitgliedstaaten gemäss ihren jewei-
ligen verfassungsrechtlichen Vorschriften zur Annahme empfehlen. Art.
22 Abs. I EGV beinhaltet, dass die Kommission alle drei Jahre dem
Europäischen Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss über die Anwendung der Bestimmungen über die Unions-
bürgerschaft Bericht zu erstatten hat8.

Im Gegensatz zu den Rechten werden die Pflichten, auf welche Art. 17
Abs. II EGV allgemein verweist, im Vertragswerk nicht konkretisiert.
Zwar besteht gemäss HILF (1998a, Rn. 57) die allgemeine Verpflich-
tung zur Beachtung des anwendbaren Rechts, doch besteht diese nicht



1514

kraft Unionsbürgerschaft. Laut SHAW (zitiert in REICH 2001, 20) um-
fassen herkömmliche Bürgerpflichten nebst der Rechtsbeachtung die
Landesverteidigung, die Steuerpflicht und die Arbeitspflicht. All diese
Pflichten sind in der Unionsbürgerschaft nicht enthalten, was REICH
(idem) damit begründet, dass der Europäischen Union kein Staats-
charakter zukommt.

Als nächstes soll darauf eingegangen werden, in welchem Bezug die
Unionsbürgerschaft zu den Begriffen der Staatsbürgerschaft und der
Staatsangehörigkeit steht.

2.2 Staatsangehörigkeit, Staatsbürgerschaft und
Unionsbürgerschaft

Unter Staatsangehörigkeit ist in Anlehnung an HÄFELIN und HALLER
(2001, 370) ein rechtlicher Zustand, nämlich die Zugehörigkeit zu ei-
nem Staatenverband, zu verstehen. In der deutschen Fassung der
gemeinschaftsrechtlichen Texte, beispielsweise in Art. 17 Abs. I EGV,
wird der Begriff der Staatsangehörigkeit verwendet, während zum Bei-
spiel im Französischen von „nationalité“ oder im Englischen von
„nationality“ die Rede ist. Währenddem im Deutschen dem Begriff der
Nationalität eine ethnische Dimension zukommt, bezeichnen in den
anderen Sprachen diese Begriffe – anders als im Deutschen – die for-
melle Beziehung zwischen der betroffenen Person und dem Staat (DE
GROOT 2003, 68). Staatsangehörigkeit und Nationalität bezeichnen
im Deutschen also unterschiedliche Gegebenheiten. Folgende Über-
legungen unterstreichen dies: Währenddem sich der Begriff der Staats-
angehörigkeit auf die Zugehörigkeit zu einem Staat bezieht, meint jener
der Nationalität die Angehörigkeit zu einer Nation (SAYAD 1991, 304).
In der Literatur hat der Begriff der Nation Anlass gegeben zu zahlrei-
chen Wortmeldungen, und es würde den Rahmen des vorliegenden
Artikels sprengen, detailliert darauf einzugehen. In Anlehnung an

CENTLIVRES und SCHNAPPER (1991, 150) sei lediglich darauf hin-
gewiesen, dass sich eine Nation dadurch auszeichnet, dass ihre An-
gehörigen das (subjektive) Gefühl teilen, eine Gemeinschaft zu bilden
und sich so gegenüber anderen Gruppierungen abgrenzen. HABERMAS
(1994, 22) fügt als weitere integrierende Kriterien einer Nation die geo-
graphische Nähe ihrer Angehörigen, eine gemeinsame Sprache, Bräu-
che, Traditionen und eine gemeinsame Abstammung an.
Demgegenüber charakterisiert sich ein Staat durch folgende Merkma-
le: Ein Staatsterritorium, ein Staatsvolk, das auf dem Territorium lebt
sowie das legitime Machtmonopol des Staates über das Volk und das
Territorium (RHINOW 2000). Nationen und Staaten sind in den letzten
200 Jahren in Europa zu Nationalstaaten verschmolzen, so dass letz-
tere nebst der subjektiven Dimension der Nation auch über die objekti-
ven Kriterien moderner sozialer Organisationen verfügen
(FOUGEYROLLAS 1987, 25).

In welchem Zusammenhang steht nun die Unionsbürgerschaft mit der
Staatsangehörigkeit? Wie weiter oben bereits erläutert, ist die Staats-
angehörigkeit Voraussetzung für die Unionsbürgerschaft. Das Kriteri-
um des Zugehörigkeitsgefühls, welches charakteristisch ist für die
Staatsangehörigkeit, ist in der Unionsbürgerschaft nicht enthalten.
HRBEK (1994, 122) weist zwar darauf hin, dass sich aus Umfragen
eine gewisse Verbundenheit der Angehörigen der Mitgliedstaaten zur
Union ergibt, sich aber eine eigenständige, europäische Identität als
Ergänzung zu den verschiedenen nationalen Identitäten noch heraus-
bilden müsse. Damit die Unionsbürgerschaft weiter als Staatsangehö-
rigkeit verstanden werden könnte, müsste der EU Staatsqualität zu-
kommen. Nach Auffassung von HILF (1998a, Rn. 62) sowie REICH
(2001, 20) besitzt die Union jedoch keine solche. Folgende Überlegun-
gen können dies unterstreichen: Das europäische Vertragswerk spricht
beispielsweise nicht von einem (Unions-)Volk sondern von den Völ-
kern Europas (MEEHAN 1997, 42), und nach Art. 299 Abs. I EGV gilt
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der Gemeinschaftsvertrag für die aufgeführten Mitgliedstaaten (DE
WECK 2000, 7). Damit kommt der EU weder ein Staatsvolk noch ein
Staatsterritorium zu.

Die Staatsbürgerschaft umfasst die Rechte und Pflichten, die ein Staat
den auf seinem Territorium lebenden Individuen gewähren oder aufer-
legen kann (LECA 1991, 481). Sie vermittelt den Individuen einen per-
sonellen Rechtsstatus (CLOSA 1995, 499) und zeichnet sich dadurch
aus, dass die betroffenen Individuen juristische und politische Gleich-
heit vor dem Gesetz geniessen. So bezeichnet SCHNAPPER (1998,
13) die Staatsbürgerschaft als „principe de renversement du monde
social dans la mesure où il affirme l’égalité juridique et politique
d’individus inégaux“. Gemäss MARSHALL (1977, 81ff) umfasst die
moderne Staatsbürgerschaft drei Dimensionen und ist in drei histori-
schen Etappen entstanden. Im 18. Jahrhundert hat sich der erste, zivi-
le Aspekt der Bürgerrechte herausgebildet, welcher beispielsweise die
Meinungs-, Glaubens-, Vertrags- und Bewegungsfreiheit enthält. Im 19.
Jahrhundert kam die politische Dimension mit politischen Partizipations-
möglichkeiten der Bürger dazu. Das 20. Jahrhundert schliesslich brach-
te die soziale Dimension der Bürgerrechte, welche an den Sozialstaat
gebunden sind. In weiten Kreisen der Literatur wurde MARSHALL vor-
geworfen, mit seinem soziologischen Modell eine zu westliche und li-
neare Sicht der Staatsbürgerschaft zu vertreten, ohne dass jedoch ein
alternatives Erklärungsmodell ebenso grosser Tragweite hätte vorge-
legt werden können (GRESLE 1999, 76). So ziehen auch heute noch
Autoren dieses Modell heran, um die Unionsbürgerschaft auf europäi-
scher Ebene zu reflektieren. Allerdings gehen die Meinungen darüber
auseinander, ob die Unionsbürgerschaft den charakteristischen Aus-
gestaltungen der Staatsbürgerschaft nach MARSHALL nachkommt oder
nicht. REICH (2001, 9) weist darauf hin, dass die Verflechtung zwi-
schen der Union und ihren BürgerInnen momentan noch eine rein recht-
liche sei, sich diese aber auf ziviler, politischer und sozialer Ebene

vertiefen und sich so dem marshallschen Modell annähern werde.
GREEN (1999, 16) hingegen unterstreicht, dass die Unionsbürgerschaft
nicht von Volkszugehörigkeit spricht „sondern von den Rechten des
Bürgers“, womit sie unter die marshallsche Auffassung der
Staatsbürgerschaft falle. Ebenso deutet MEEHAN (2000, 7) an, dass
bereits in den Römerverträgen Elemente aller drei von MARSHALL
genannten Dimensionen vorhanden waren und dass auch die jetzige
Unionsbürgerschaft alle von MARSHALL genannten Aspekte abdecke.

Obwohl sich der Begriff der Unionsbürgerschaft an jenen der
Staatsbürgerschaft anlehnt, und nicht etwa an jenen der Staatsange-
hörigkeit, entsprechen sich die beiden Konzepte inhaltlich nicht. Ein
wesentlicher Unterschied besteht darin, dass UnionsbürgerInnen zwar
Rechte geniessen, jedoch keinen Pflichten nachkommen müssen,
wogegen die Staatsbürgerschaft sowohl Rechte als auch Pflichten
vorsieht (DAVIS 2002, 123). Zudem fügt die Unionsbürgerschaft den
staatsbürgerlichen Rechten, welche die BürgerInnen nur in ihren ent-
sprechenden Heimatstaaten in Anspruch nehmen können, einen zu-
sätzlichen Kreis an Rechten zu, welche in allen Mitgliedstaaten genos-
sen werden können (CLOSA 1995, 493). Diese zusätzlichen Rechte
gelten jedoch nicht gegenüber der Union oder der Gemeinschaft, son-
dern gegenüber den Mitgliedstaaten (HILF 1997, 350).

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Unions-
bürgerschaft weder als eine Staatsangehörigkeit noch als eine
Staatsbürgerschaft (so wie die Begriffe oben definiert worden sind)
angesehen werden kann. Was die Unionsbürgerschaft zusätzlich zum
bereits gesagten ausmacht, ist eine Frage, der hier nachgegangen
werden will. Zuerst soll aber darauf eingegangen werden, welche Än-
derungen an den Bestimmungen über die Unionsbürgerschaft seit dem
Vertrag von Maastricht vorgenommen worden sind.
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2.3 Die Entwicklung der Unionsbürgerschaft seit Maastricht
Mit Blick auf den Vertrag von Maastricht hat der Vertrag von Amsterdam
folgende Ergänzungen gebracht: In Art. 17 Abs. I EGV ist ein zweiter
Satz angefügt worden, der das Verhältnis zwischen Unionsbürgerschaft
und Staatsangehörigkeit präzisiert. Es wird unterstrichen, dass die
Unionsbürgerschaft die nationale Staatsangehörigkeit nicht ersetzt,
sondern ergänzt9. Diese Klarstellung verankert vertraglich die Erklä-
rung des Europäischen Rates, welche auf Antrag Dänemarks dem
Vertrag von Maastricht beigefügt worden war und festhielt, dass die
Unionsbürgerschaft akzessorisch zur Staatsangehörigkeit gelten soll
(HILF 1997, 357). Eine weitere Änderung wurde in Art. 21 EGV, Petiti-
onsrecht, vorgenommen. In Abs. III wurde ein zusätzliches Recht ein-
geführt, nämlich dass jeder Unionsbürger und jede Unionsbürgerin
schriftlich in einer der offiziellen Sprachen an die Organe und Einrich-
tungen der Gemeinschaft10 gelangen und eine Antwort in derselben
Sprache erhalten kann11. Diese Änderung entspricht, gemäss der Ver-
ordnung Nr. 1 zur Regelung der Sprachenfrage12, der schon bisher
bestehenden Rechtslage, unterstreicht aber zusätzlich die Wichtigkeit
der Sprache für den Bürgerstatus (idem).

Im Vertrag von Nizza wurde eine Änderung an Art. 18 EGV vorgenom-
men. Art. 18 Abs. I, der das Freizügigkeits- und Aufenthaltsrecht etab-
liert, blieb unverändert. In Abs. II wurde hinzugefügt, dass die Gemein-
schaft, gestützt auf die Ermächtigungsgrundlage von Art. 18 Abs. II,
tätig werden kann, um die Ziele des Abs. I zu verwirklichen, falls dazu
eine Notwendigkeit besteht und der Vertrag keine andere Kompetenz-
grundlagenbestimmung vorsieht (CRAIG und DE BURCA 2003, 756).
Damit kann neuerdings der Rat mit qualifiziertem Mehr über das Mit-
entscheidungsverfahren von Art. 251 EGV tätig werden. Der neu hin-
zugefügte Abs. III hält allerdings fest, dass Abs. II nicht angewandt wer-
den darf, wenn es sich um Pässe, Identitätskarten,
Aufenthaltsbewilligungen oder andere dementsprechende Dokumente

handelt oder um den Bereich der sozialen Sicherheit. In diesen Fällen
kann der Rat also nicht mit qualifiziertem Mehr entscheiden (REICH
2003, 617f).

Am 20. Juni 2003 hat der Europäische Konvent, welcher im Dezember
2001 vom Europäischen Rat im belgischen Laeken einberufen worden
war, unter der Leitung von GISCARD D’ESTAING dem Europäischen
Rat auf seiner Tagung in Thessaloniki den Entwurf eines Vertrages
über die Verfassung für Europa vorgelegt. Art. I-8, der die Bestimmun-
gen über die Unionsbürgerschaft enthält, hat keine inhaltlichen Ände-
rungen gebracht, was die Rechte der UnionsbürgerInnen anbelangt.
Wie bis anhin wird festgehalten, dass die Staatsangehörigkeit eines
Mitgliedstaates Voraussetzung für den Erhalt der Unionsbürgerschaft
ist und dass die bisher geltenden Rechte, die aufgelistet werden, unter
den Bedingungen und innerhalb der Grenzen des Verfassungsvertrags
gelten. Die Ermächtigungsgrundlagen zum Erlass von Sekundärrecht
sowie die Evolutivklausel wurden gestrichen13. Auf die zahlreichen Vor-
schläge14, die vorsahen, dass das Unionsbürgerrecht nicht nur an die
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates gebunden werden soll, son-
dern auch auf Personen auszudehnen sei, die sich rechtmässig wäh-
rend mindestens 5 Jahren in der Union aufhalten, wurde nicht einge-
gangen. Einige Autoren dieser Vorschläge präzisierten, dass die sich
rechtmässig aufhaltenden Personen, welche nicht Angehörige eines
Mitgliedstaates sind, Staatenlose oder Flüchtlinge sein müssten; an-
dere wollten das Unionsbürgerrecht auf alle Drittstaatsangehörigen
ausdehnen15. Mit dem Vorschlag, das Unionsbürgerrecht anstatt an
die Staatsangehörigkeit an das Domizil der betroffenen Personen an-
zuknüpfen, sollte eine Forderung der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates aufgegriffen werden, um die Unionsbürgerschaft
umfassender als bis anhin zu definieren16. Dieser Vorschlag ist auch
in der Literatur diskutiert worden. KOSTAKOPOULOU (2001, 103f)
beispielsweise geht davon aus, dass der Wohnsitz einer Person Zen-
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trum des eigenen Lebens und der eigenen Interessen ist und nicht die
Staatsangehörigkeit. Aus diesem Grund plädiert sie dafür, in der Ge-
meinschaft domizilierte Drittstaatsangehörige in die Unionsbürgerschaft
einzuschliessen17.

Am 23. Mai 2001 hat die Kommission einen Vorschlag für eine Richtli-
nie des Europäischen Parlamentes und des Rates über das Recht der
Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, verabschiedet. Mit
diesem Vorschlag sollen die geltenden Rechtsvorschriften betreffend
die Freizügigkeit der UnionsbürgerInnen ersetzt und ergänzt werden18,
wovon unter anderem die weiter unten erwähnte Verordnung (EWG)
Nr. 1612/6819 betroffen ist. An diesem Vorschlag für eine Richtlinie hat
das Europäische Parlament Abänderungen vorgenommen, die die Kom-
mission bei der Ausarbeitung des geänderten Vorschlags grösstenteils
berücksichtigt hat. Mit Blick auf die nachfolgend diskutierten Aspekte
der Unionsbürgerschaft sollen einige wichtige Punkte des geänderten
Vorschlags aufgegriffen werden:

In den Erwägungsgründen 10 und 17 des geänderten Vorschlags prä-
zisiert die Kommission, dass das Recht auf Freizügigkeit den
UnionsbürgerInnen unmittelbar aus dem Vertrag erwächst und dass
im Anwendungsbereich des Vertrags, im Einklang mit dem Wortlaut
von Art. 12 EGV, die Gleichbehandlung aller UnionsbürgerInnen zu ge-
währleisten ist. Damit lehnt sich die Kommission an die geltende
Rechtssprechung des EuGHs an, wie weiter unten aufgezeigt wird.
Die neue Richtlinie nimmt zudem die bereits in der Richtlinie 93/9620

aufgelisteten Bedingungen für den Aufenthalt von studierenden
UnionsbürgerInnen in einem Mitgliedstaat auf21. In Art. 21 Abs. 2 hält die
Kommission des Weiteren fest, dass nicht erwerbstätige Personen
vor Erlangung eines Rechtes auf Daueraufenthalt22 nicht mehr von der
Sozialhilfe ausgeschlossen werden können. Sie lehnt einen Vorschlag

des Parlamentes, Nichterwerbstätige während der ersten sechs Auf-
enthaltsmonate in einem Mitgliedstaat von der Sozialhilfe
auszuschliessen, ab, indem sie sich auf die Rechtssache Grzelczyk
beruft.

Über den geänderten Vorschlag wurde eine politische Einigung erreicht,
und in Art. 37 des Vorschlags werden die Mitgliedstaaten dazu ange-
halten, die Vorschriften ab 1. Juli 2005 umzusetzen. Die Richtlinie ist
allerdings noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht worden und ist damit
noch nicht in Kraft getreten.

3 Fallbeispiel zur Unionsbürgerschaft: Rudy Grzelczyk gegen
Centre public d’aide sociale d’Ottignies-Louvain-la-Neuve

Nach den eben gemachten Ausführungen zur Unionsbürgerschaft soll
nun anhand des Fallbeispiels Rudy Grzelczyk gegen Centre public
d’aide sociale d’Ottignies-Louvain-la-Neuve der Frage nachgegangen
werden, wie der EuGH in seiner Rechtssprechung auf die Unions-
bürgerschaft eingeht. In diesem Teil geht es darum, den Fall zunächst
unkommentiert zu beschreiben. Zuerst werden der Sachverhalt zu-
sammengefasst, die sich stellenden Rechtsfragen aufgeworfen und
die Stellungnahmen der Parteien, der Mitgliedstaaten, die sich geäussert
haben, und der Kommission dargelegt. Anschliessend werden die
Schlussanträge des Generalanwalts ALBER23 präsentiert sowie das
Urteil des EuGHs vorgestellt.

3.1 Zusammenfassung des Sachverhalts
Der Kläger des Ausgangsverfahrens ist der französische Staatsange-
hörige Rudy Grzelczyk, der 1995 an der belgischen Universität Louvain-
la-Neuve ein Sportstudium aufnahm. In den ersten drei Jahren ging er
neben seinem Studium verschiedenen kleinen Beschäftigungen nach
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und kam so für seinen Unterhalt, seine Unterbringung und das Studi-
um selbst auf. Da im vierten und letzten Studienjahr die Vorbereitungs-
zeit für sein Studium schwerer wurde und er zudem eine schriftliche
Arbeit verfassen musste, konnte er sich nicht mehr selber finanzieren
und beantragte bei dem Beklagten, dem Centre public d’aide sociale
d’Ottignie-Louvain-la-Neuve (nachfolgend CPAS), die Mittel zur Gewähr-
leistung des Existenzminimums Minimex. Dieses wurde ihm denn auch
zugesprochen24. Als das CPAS beim zuständigen belgischen Ministe-
rium die Rückerstattung des dem Kläger bezahlten Minimex verlangte,
lehnte das Ministerium dies ab mit der Begründung, der Kläger besitze
die belgische Staatsangehörigkeit nicht. Nach Art. 1 des belgischen
Gesetzes zur Einführung des Anspruchs auf ein Existenzminimum25,
erweitert durch eine Königliche Verordnung von 198726, kann jeder voll-
jährige Belgier und jede volljährige Belgierin mit tatsächlichem Aufent-
halt in Belgien Anspruch auf die Gewährung der Mittel für das Existenz-
minimum erheben, wenn er oder sie nicht über ausreichende Mittel
verfügt und sich diese nicht aus eigener Kraft oder in anderer Weise
beschaffen kann. Nicht belgische StaatsbürgerInnen, die Angehörige
von anderen Mitgliedstaaten sind, können in den Genuss des Minimex
gelangen, wenn die Verordnung Nr. 1612/68 Anwendung auf sie findet,
d.h. wenn sie nach Art. 1 der besagten Verordnung als
WanderarbeiterInnen oder nach Art. 10 als Familienangehörige dieser
zu qualifizieren sind27. Da der Kläger als französischer Student die
genannten Voraussetzungen nicht erfüllte, wurde ihm das Minimex
wieder entzogen. Der Kläger griff diese Entscheidung beim Tribunal
de Travail de Nivelles an, welches mit Blick auf die Rechtssache
Martinez Sala28 Zweifel anbrachte, ob die fragliche nationale Regelung
unter Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen über
die Unionsbürgerschaft und das Diskriminierungsverbot angewandt
werden könne (Erwägungen des Gerichtshofs, nachfolgend Erw., 10-
13).

3.2 Rechtsfragen und Stellungnahmen
Unter diesen Umständen setzte das zuständige nationale Gericht das
Verfahren aus und legte dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorab-
entscheidung vor:

Es wollte wissen, ob es mit den gemeinschaftsrechtlichen Grundsät-
zen der Unionsbürgerschaft des Art. 17 EGV (alt Art. 8 EGV) und des
Nichtdiskriminierungsgebotes des Art. 12 Abs. I EGV (alt Art. 6 Abs. I
EGV) vereinbar sei, dass der Anspruch auf eine beitragsunabhängige
Sozialleistung (wie das belgische Minimex) nicht sämtlichen
UnionsbürgerInnen gewährt werde, sondern nur denjenigen, die in den
Anwendungsbereich der Verordnung Nr. 1612/68 fielen.

Hilfsweise stellte das vorlegende Gericht eine weitere Frage zur Ausle-
gung des Art. 12 Abs. I EGV und des Art. 18 Abs. I EGV (alt Art. 8a EGV)
sowie zur Richtlinie 93/96 über das Aufenthaltsrecht der Studenten.
Kann ein Student oder eine Studentin, dessen oder deren Aufenthalts-
recht in einem Mitgliedstaat anerkannt worden ist, vom Anspruch auf
eine beitragsunabhängige Sozialleistung (wie das belgische Minimex)
ausgeschlossen werden, und wenn ja, ist dieser Ausschluss endgül-
tig?

Diese zweite, hilfsweise gestellte Frage wird nachfolgend nicht spezi-
fisch behandelt, da sich dieser Artikel darauf konzentriert, wie der EuGH
den Begriff der Unionsbürgerschaft anwendet und diesen auslegt. Dies
tut er im Rahmen der Beantwortung der ersten Frage29. An dieser Stel-
le sei ebenfalls erwähnt, dass die belgische Regierung einen Antrag
auf die zeitliche Beschränkung der Wirkung des Urteils gestellt hat.
Darauf wird in der vorliegenden Arbeit ebenfalls nicht eingegangen.

Zur ersten Frage machte der Kläger im Vorabentscheidungsverfahren
keine Ausführungen.
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Die Beklagte hingegen machte geltend, beim gegenwärtigen Stand des
Gemeinschaftsrechts könne nicht davon ausgegangen werden, dass
allen UnionsbürgerInnen – aufgrund ihres Status als UnionsbürgerInnen
– beitragsunabhängige Sozialleistungen zugesprochen werden könn-
ten. Das Aufenthalts- und Freizügigkeitsrecht von Art. 18 Abs. I EGV
ergebe sich nur vorbehaltlich der im Vertrag und den Durchführungs-
bestimmungen vorgesehenen Beschränkungen und Bedingungen,
wozu nach der Richtlinie 93/9630 der Nachweis ausreichender Existenz-
mittel und einer sozialen Absicherung gehöre (Erw. 20).

Die dänische, französische, belgische Regierung und jene des Verei-
nigten Königreichs vertraten die Ansicht, dass die mit dem Vertrag von
Maastricht eingeführten Bestimmungen über die Unionsbürgerschaft
keine weitergehenden Rechte gebracht hätten als jene, die sich bereits
zuvor aus dem Gemeinschaftsvertrag ergeben hätten. Die französi-
sche Regierung wies darauf hin, dass die Unionsbürgerschaft keine
umfassende Gleichbehandlung aller BürgerInnen gebracht habe, weil
eine solche nicht zu vereinbaren sei mit den spezifischen, an die Staats-
angehörigkeit der Mitgliedstaaten geknüpften nationalen Bürgerrechte.
Das in der Verordnung Nr. 1612/68 enthaltene Recht auf soziale Ver-
günstigungen, das nur für Arbeitnehmende und ihre Familienangehöri-
gen gelte, sei deshalb nicht auf alle UnionsbürgerInnen auszudehnen
(Erw. 22). Die Regierung des Vereinigten Königreichs fügte hinzu, das
Gleichbehandlungsgebot von Art. 12 Abs. I EGV sei auf die Situation
des Klägers nicht anwendbar. Sie begründete dies damit, dass der
Kläger als Student zu qualifizieren sei, somit nicht in den Anwendungs-
bereich der Verordnung Nr. 1612/68 falle31 und keinen Anspruch auf die
beantragte Leistung habe. Die Prinzipien der Unionsbürgerschaft und
der Nichtdiskriminierung hätten nicht zur Folge, dass die Grenzen des
Anwendungsbereichs der Verordnung Nr. 1612/68 hinfällig würden (Erw.
24), was bedeuten würde, dass diese auch auf Studierende anwend-
bar sei und jene so das belgische Existenzminimum verlangen könn-

ten. Die belgische Regierung machte zudem geltend, das Nicht-
diskriminierungsgebot von Art. 12 Abs. I EGV betreffe Sachverhalte,
die im Gemeinschaftsrecht geregelt seien. Das vom Kläger bean-
spruchte Existenzminimum sei ein Instrument der Sozialpolitik - und
somit eine Angelegenheit der Mitgliedstaaten - und weise keinen Be-
zug zur Bildungspolitik auf, welche im Gemeinschaftsrecht in Art. 149
und Art. 150 EGV verankert sei. Die streitige Leistung falle daher nicht
in den Anwendungsbereich des Vertrags, weshalb sich der Kläger auch
nicht auf den gemeinschaftsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz
von Art. 12 Abs. I EGV berufen könne (Erw. 25).

Im Gegensatz zu obigen Stellungnahmen war die portugiesische Re-
gierung der Meinung, mit der Einführung der Unionsbürgerschaft könn-
ten die Angehörigen der Mitgliedstaaten nicht mehr nur als reine
Wirtschaftssubjekte betrachtet werden; die Unionsbürgerschaft habe
also eine qualitative Änderung des gemeinschaftsrechtlichen Status
der BürgerInnen gebracht. Die Beschränkungen und Bedingungen, die
dem Freizügigkeits- und Aufenthaltsrecht zugrunde lägen, seien nicht
mehr nur wirtschaftlichen Charakters, sondern bezögen sich
ausschliesslich auf Gründe der öffentlichen Ordnung, der Sicherheit
und Gesundheit. Die Verordnung Nr. 1612/68 sei auf alle
UnionsbürgerInnen auszudehnen, unabhängig davon, ob sie Arbeit-
nehmende im Sinne dieser Verordnung seien (Erw. 23).

Die Kommission trug vor, dass UnionsbürgerInnen, deren Situation vom
Anwendungsbereich des Vertrags geregelt werde und einen Bezug
aufweise zu einem der Mitgliedstaaten, nach Art. 12 Abs. I und Art. 17
Abs. II EGV ein Recht darauf hätten, aufgrund ihrer Staatsangehörig-
keit nicht diskriminiert zu werden (Erw. 26).
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3.3 Ausführungen des Generalanwalts
Für die Beantwortung der Frage, ob ein Gemeinschaftsangehöriger
Anspruch habe auf Mittel zur Gewährleistung des Existenzminimums,
beginnt der Generalanwalt ALBER in seinen Schlussanträgen damit
zu prüfen, ob der Kläger Grzelczyk als Arbeitnehmer im Sinne des
Gemeinschaftsrechts zu betrachten sei. Obwohl das nationale Gericht
nicht ausdrücklich nach der Arbeitnehmereigenschaft des Klägers ge-
fragt hat, untersucht der Generalanwalt diesen Status, da die spezifi-
schen Regelungen über die Arbeitnehmerschaft den allgemeinen über
die Unionsbürgerschaft vorgehen. Letztlich, so meint er, werde es aber
Sache des vorlegenden Gerichts sein zu entscheiden, ob dem Kläger
eine etwaige Arbeitnehmereigenschaft zukomme (Erw. des General-
anwalts 63-65). Der Generalanwalt weist darauf hin, für die
Arbeitnehmereigenschaft des Klägers spreche, dass er alle seine
Lebenskosten aus eigener Kraft bestritten habe (Erw. 67), was auch
nicht daran scheitere, dass er verschiedenen kleineren Studenten-
arbeiten nachgegangen sei (Erw. 70). Das Aufenthaltsrecht, das er als
Arbeitnehmer geniesse, komme ihm ebenfalls als Student zu, denn er
erfülle alle drei Voraussetzungen, die dazu gemäss Art. 1 der Richtlinie
93/96 nötig seien: Er sei bei einer anerkannten Lehranstalt zum Er-
werb einer beruflichen Bildung als Hauptzweck eingeschrieben, er be-
sitze eine Krankenversicherung und er habe – zumindest während den
ersten drei Jahren seines Studiums – über genügend eigene Existenz-
mittel verfügt, was für die Anerkennung des Aufenthaltsrechts ausrei-
che, da es sich bei der Erklärung über vorhandene Existenzmittel
lediglich um eine Vorstufe der Aufenthaltserlaubnis handle (Erw. 76-
89).

Während der drei Jahre, in denen der Kläger tätig war, hätte er die
Mittel zur Gewährleistung des Existenzminimums beanspruchen kön-
nen (Erw. 95). Der Generalanwalt stellt nun die Frage, ob sich der Klä-
ger trotz Unterbruchs der Erwerbstätigkeit dennoch auf seine

Arbeitnehmereigenschaft berufen könne. Er kommt zum Schluss, dass
der einmal erworbene Status als Arbeitnehmer auch während einer
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit für die Dauer der Ausbildung fort-
gilt (Erw. 100).

Weiter führt der Generalanwalt aus, dass, im Falle, dass dem Kläger
der Status als Arbeitnehmer aberkannt werden sollte, zu prüfen sei, ob
der Kläger als Student einen Anspruch auf Zugang zum Minimex gel-
tend machen könne. Gemäss der Rechtssprechung des EuGHs habe
ein Gemeinschaftsangehöriger oder eine Gemeinschaftsangehörige
Anrecht auf Gleichbehandlung beim Zugang zur Berufsbildung, was
auch für Beihilfen zur Deckung von Einschreibgebühren und Studien-
gebühren gelte. Falls die streitige Unterstützungsleistung also zur (wenn
auch nur teilweisen) Deckung solcher Gebühren verwendet werde,
könne sich der Kläger auf das Gleichbehandlungsgebot von Art. 12
Abs. I EGV berufen. Bis anhin gelte allerdings eine Studienfinanzierung
als Beihilfe zum Lebensunterhalt als nicht vom Gemeinschaftsrecht
erfasst, da die Bereiche der Bildungspolitik und der sozialen Sicherheit
Angelegenheiten der Mitgliedstaaten seien. Falls nun aber der Status
der Studierenden im Sekundärrecht geregelt sei, könnte der Schluss
gezogen werden, dass der Studierendenstatus Materie des
Gemeinschaftsrechts geworden sei, auf die der allgemeine Gleichheits-
grundsatz anzuwenden sei. Gemäss der Richtlinie 93/96 könne sich
aber ein Student oder eine Studentin gerade nicht auf das Prinzip der
Gleichbehandlung aller Gemeinschaftsangehörigen berufen, um das
Minimex zu erlangen (Erw. 105-109). Um dem Anspruch des Klägers
trotzdem zum Durchbruch zu verhelfen, müsste das erwähnte
Sekundärrecht gegen höherrangiges Gemeinschaftsrecht verstossen.
Mögliche vertragliche Bestimmungen hierfür könnten die Prinzipien der
Dienstleistungsfreiheit und der Unionsbürgerschaft sein (Erw. 113).
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Was die Dienstleistungsfreiheit betrifft, so weist der Generalanwalt
darauf hin, dass gemäss der Rechtssprechung des EuGHs32

DienstleistungsempfängerInnen, die Gebrauch von ihrem Aufenthalts-
recht in anderen Mitgliedstaaten machen, einen Gleichbehandlungs-
anspruch gegenüber den Angehörigen dieser Mitgliedstaaten haben.
Ein an einer Universität eingeschriebener Student könne allerdings nicht
als Dienstleistungsempfänger gelten, weil er für die Leistung, die er
erhält, kein angemessenes Entgelt erbringe. Somit könne sich der Klä-
ger nicht auf die Bestimmungen der Dienstleistungsfreiheit stützen,
um die Gewährung des Minimex zu verlangen (Erw. 114-118).
In Bezug auf die Unionsbürgerschaft führt der Generalanwalt aus, dass
die BürgerInnen nicht aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit diskriminiert
werden dürften und ein Aufenthaltsrecht in allen Mitgliedstaaten genös-
sen33. Letzteres werde aber nicht schrankenlos gewährt, sondern nur
vorbehaltlich der im EGV und den Durchführungsbestimmungen vor-
gesehenen Beschränkungen und Bedingungen. Zu den möglichen
Schranken zählten die in den Aufenthaltsrichtlinien 90/364, 90/365 und
93/96 aufgeführten Voraussetzungen, dass Aufenthaltsberechtigte die
öffentlichen Finanzen nicht über Gebühren belasten dürften und des-
halb über ausreichende eigene Existenzmittel verfügen müssten.
Allerdings sei diesen Vorschriften nicht zu entnehmen, wann von einer
Belastung der öffentlichen Finanzen ausgegangen werden könne. Nach
der Auffassung des Generalanwalts folgt mit der Inanspruchnahme
öffentlicher Mittel keine automatische Beendigung des Aufenthaltsrechts.
Das Angewiesensein auf Sozialhilfe könne allerdings ein Beendigungs-
grund für das Aufenthaltsrecht sein. Somit bleibe den Mitgliedstaaten
ein gewisser Spielraum um zu bestimmen, unter welchen Bedingun-
gen Sozialleistungen in Anspruch genommen werden dürfen. Davon
habe Belgien Gebrauch gemacht. Gegen die belgischen Bestimmun-
gen, dass Studierende keinen Anspruch auf die Gewährung von
Existenzmitteln haben, sei damit nichts einzuwenden (Erw. 119-125).

3.4 Würdigung durch den EuGH
3.4.1 Vorbemerkung
Der Gerichtshof stellt seiner Würdigung folgende Bemerkung vor: Ob-
wohl sich erstens die Parteien des Ausgangsverfahrens, zweitens die
Mitgliedstaaten, die Erklärungen abgegeben haben, sowie drittens die
Kommission zur Arbeitnehmereigenschaft des Klägers geäussert hät-
ten, gehe der Gerichtshof nicht darauf ein. Das vorlegende Gericht habe
nicht nach dem Status von Grzelczyk als Arbeitnehmer gefragt, son-
dern nur nach der Vereinbarkeit der einschlägigen belgischen Rechts-
vorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere mit Art. 12
Abs. I, Art. 17 und Art. 18 Abs. I EGV. Unter Berücksichtigung der
Schlussanträge des Generalanwalts sei es Sache des nationalen Ge-
richts und nicht des EuGHs zu prüfen, ob der Kläger Arbeitnehmer im
Sinne des Gemeinschaftsrechts sei (Erw. des Gerichtshofs 15-18).

3.4.2 Zur ersten Frage
Sodann widmet sich der EuGH der ersten Frage, die ihm das nationale
Gericht vorgelegt hat, nämlich, ob es mit den gemeinschaftsrechtlichen
Bestimmungen des Art. 12 Abs. I und Art. 17 EGV vereinbar sei, dass
nur jene Nicht-BelgierInnen das Existenzminimum verlangen könnten,
die unter die Verordnung Nr. 1612/68 fielen, während für belgische
Staatsangehörige eine solche Voraussetzung nicht gelte. Dazu führt
er aus, dass er in einem früheren Urteil, Hoeckx34, erklärt habe, das im
belgischen Recht vorgesehene Existenzminimum sei eine soziale Ver-
günstigung im Sinne der Verordnung Nr. 1612/68 (Erw. 27).
Anschliessend geht der EuGH auf die Tatsache ein, dass belgische
Studierende ohne Arbeitnehmereigenschaft und in der Situation des
Klägers Anrecht auf die Gewährung des Existenzminimums gehabt
hätten. Damit spreche nur die Staatsangehörigkeit des Klägers gegen
einen Anspruch auf das Minimex, weshalb es sich um eine Diskrimi-
nierung aufgrund der Staatsangehörigkeit handle. Eine solche sei aber
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nach Art. 12 Abs. I EGV im Anwendungsbereich des Vertrags verboten.
Was die Beurteilung des Anwendungsbereichs dieses Artikels anbe-
lange, so sei dieser im vorliegenden Fall in Verbindung mit (nachfol-
gend i.V.m.) den Bestimmungen über die Unionsbürgerschaft zu se-
hen (Erw. 29-30). Zur Unionsbürgerschaft führt der Gerichtshof aus,
dass es sich um einen grundlegenden Status der Angehörigen der Mit-
gliedstaaten handle und denjenigen unter ihnen, die sich in der glei-
chen Situation wie der Kläger befänden, erlaube, unabhängig ihrer
Staatsangehörigkeit und unbeschadet der insoweit ausdrücklich vor-
gesehenen Ausnahmen die gleiche rechtliche Behandlung zu geniessen
(Erw. 31). Mit Bezug auf das Urteil Martinez Sala35 wiederholt er die
dort gemachte Erklärung, dass der Status eines oder einer sich
rechtmässig aufhaltenden UnionsbürgerIn ausreiche, um sich auf das
Gleichbehandlungsgebot von Art. 12 Abs. I EGV zu berufen, und zwar
in allen Situationen, die in den Anwendungsbereich des EGV fielen.
Dazu gehöre auch die Ausübung der Grundfreiheiten sowie des Frei-
zügigkeits- und Aufenthaltsrechts von Art. 18 Abs. I EGV (Erw. 32-33).
In einem nächsten Schritt widmet sich der EuGH der Frage, ob die
geforderten Existenzmittel in den Anwendungsbereich des Vertrags
fallen und geht dabei auf das Urteil Brown36 ein. In dieser Rechtssache
hatte er festgehalten, dass Förderungen für den Lebensunterhalt und
die Ausbildung von Studierenden nicht in den Anwendungsbereich des
Art. 12 Abs. I EGV fielen. Seither wurde allerdings die Unions-
bürgerschaft vertraglich verankert, und im dritten Teil des EGV wurde
unter Titel XI (alt Titel VIII) ein neues Kapitel drei eingefügt, das sich mit
der allgemeinen und beruflichen Bildung befasst. Im geänderten Ver-
trag sei aber nicht enthalten, so der Gerichtshof, dass Unionsbürger-
studierende, die sich zu Studienzwecken in einen anderen Mitglied-
staat begäben, die durch den Vertrag verliehenen Rechte verlören. Zu
letzteren gehörte auch das Recht, sich auf Art. 12 Abs. I EGV zu beru-
fen. Weiter sei seit dem Urteil Brown die Richtlinie 93/96 erlassen wor-
den, die Studierenden in anderen Mitgliedstaaten als in ihrem Heimat-

staat ein Aufenthaltsrecht unter bestimmten Voraussetzungen gewäh-
re. An dieser Stelle zählt der EuGH die drei in Art. 1 der Richtlinie 93/96
erwähnten Vorgaben auf37 und unterstreicht, dass diese Kriterien als
Schranken der in Art. 18 Abs. I EGV vorgesehenen Rechte verstanden
werden müssen (Erw. 34-38). Weiter weist der EuGH darauf hin, dass
aufenthaltsberechtigte Studierende keinen Anspruch auf Unterhalts-
stipendien von Aufnahmemitgliedstaaten geltend machen könnten.
Allerdings sehe die Richtlinie auch nicht vor, Studierende von Sozial-
leistungen auszuschliessen (Erw. 39). Hier geht der EuGH etwas ver-
tiefter auf die Frage der Existenzmittel ein. Art. 1 der Richtlinie 93/96
sehe vor, dass Studierende durch eine Erklärung (wofür keine bestimm-
ten Dokumente vorgesehen seien) den nationalen Behörden glaubhaft
machen müssten, für sich und allenfalls für ihre Ehegattin oder ihren
Ehegatten und ihre abhängigen Kinder über genügend Existenzmittel
zu verfügen (Erw. 40). Da sich die finanzielle Situation der Studieren-
den während ihres Aufenthaltes verändern könne, sei die Erklärung in
dem Zeitpunkt zu beurteilen, in dem sie abgegeben werde (Erw. 45).
Ziel sei es, dass die Studierenden und ihre eventuellen Angehörigen
während ihres Aufenthaltes nicht der Sozialhilfe des Aufnahme-
mitgliedstaates anheim fielen38 (Erw. 40). Über die Höhe der Existenz-
mittel enthalte die Richtlinie keine Angaben, worin sie sich von den beiden
anderen Aufenthaltsrichtlinien 90/364 und 90/365 unterscheide (Erw.
41).

Anschliessend geht der EuGH auf die Frage nach dem rechtmässigen
Aufenthalt von Studierenden ein. Dazu führt er aus, dass sich ein
Aufnahmemitgliedstaat, in dem Studierende Sozialhilfe in Anspruch
nehmen, veranlasst sehen könne, die Aufenthaltsbewilligung der Stu-
dierenden zu beenden oder nicht mehr zu verlängern. Dies dürfe je-
doch keinesfalls die automatische Folge sein, auch wenn Art. 4 der
Richtlinie 93/96 vorsehe, dass das Aufenthaltsrecht nur solange gelte,
als dass die Voraussetzungen des Art. 1 erfüllt seien (wozu, wie erläu-
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tert, auch die Verfügung genügender Existenzmittel gehört). Aus der 6.
Begründungserwägung der Richtlinie ergebe sich nämlich, dass die
Mitgliedstaaten untereinander eine gewisse finanzielle Solidarität zei-
gen sollten. Dies gelte insbesondere dann, wenn die Schwierigkeiten
des Aufenthaltsberechtigten nur vorübergehender Natur seien (Erw. 42-
44).

Gestützt auf all diese Erwägungen kommt der EuGH zu folgender Ant-
wort auf die erste Frage: Es sei nicht zu vereinbaren mit den Art. 12
Abs. I und 17 EGV, dass das belgische Recht vorsehe, dass die Ge-
währung von beitragsunabhängigen Sozialleistungen nur jenen
Mitgliedsstaatsangehörigen zukomme, die in den Anwendungsbereich
der Verordnung 1612/68 fielen, währenddem eine solche Regelung für
belgische Staatsangehörige nicht gelte (Erw. 46). Das belgische Exis-
tenzminimum muss folglich allen UnionsbürgerInnen zustehen, unab-
hängig ihrer Arbeitnehmereigenschaft und ihrer Staatsangehörigkeit,
wenn ihre Situation vom Gemeinschaftsrecht erfasst wird.

4 Überlegungen zum Fall
Der Entscheid des EuGHs in der Rechtssache Grzelczyk gilt als ers-
tes Urteil, in dem der Gerichtshof ausführlich auf die Unionsbürgerschaft
eingegangen ist (OBWEXER 2002, 56 sowie HÜHN 2002b, 314). Wie
im dritten Teil dieses Artikels erläutert, entschied der EuGH, dass aus-
ländischen UnionsbürgerInnen, die sich rechtmässig im Aufnahme-
mitgliedstaat aufhalten, grundsätzlich die gleiche rechtliche Behand-
lung zukomme wie inländischen. Voraussetzung dazu sei lediglich, dass
die Situation, in der sie sich befinden, in den Anwendungsbereich des
Gemeinschaftsrechts falle (HÜHN 2002b, 314).

In diesem Teil des Artikels soll zuerst darauf hingewiesen werden, wie
der EuGH auf die Frage eingeht, ob der Anwendungsbereich des

Gemeinschaftsrechts überhaupt eröffnet ist. Dabei soll insbesondere
aufgezeigt werden, wie der Gerichtshof anhand der Bestimmungen
über die Unionsbürgerschaft argumentiert. Es soll ebenfalls auf die der
Rechtssache Grzelczyk vorgegangene und nachfolgende
Rechtssprechung eingegangen werden. Das beschriebene Urteil reiht
sich nämlich in eine Serie von Entscheiden ein, in denen der EuGH der
Unionsbürgerschaft i.V.m. dem Diskriminierungsverbot des Art. 12 Abs.
I EGV ein sozialrechtliches Gesicht verliehen hat (BODE 2002b, 637).
Anschliessend wird diskutiert, wie der Gerichtshof in seiner Rechtspre-
chung zur Unionsbürgerschaft, Baumbast und R.39, diese weiterentwi-
ckelt und ihr neue Konturen verliehen hat.

4.1 Garantie gleicher rechtlicher Behandlung von
Unionsbürgern bei der Ausübung des Freizügigkeitsrechts

Zuerst soll die Frage diskutiert werden, ob die Sachlage des Klägers
den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts überhaupt eröff-
net. Ein Bezug zu letzterem ist nötig, damit sich der Kläger – in diesem
Fall im Rahmen der Bestimmungen über die Unionsbürgerschaft – auf
das Gleichbehandlungsgebot des Art. 12 Abs. I EGV berufen (HÜHN
2002b, 314) und einen Anspruch auf die Gewährung des belgischen
Minimex geltend machen kann. Der Gerichtshof hatte bereits in der
dem Urteil Grzelczyk vorgegangenen Rechtssache Martinez Sala ent-
schieden, dass sich rechtmässig aufhaltende UnionsbürgerInnen auf
Art. 12 Abs. I EGV stützen und so Benachteiligungen gegenüber
InländerInnen entgegen wirken können, wenn ihre Situation vom sach-
lichen Anwendungsbereich des Vertrags gedeckt sei. Auf dieses Urteil
soll nun kurz eingegangen werden:

In der Rechtssache Martinez Sala erhob die in Deutschland wohnhafte
spanische Klägerin Sala Anspruch auf Erziehungsgeld für ihr Kind. Da
Frau Sala jedoch nur eine Bescheinigung besass, dass sie die Verlän-
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gerung des Aufenthaltsrechts beantragt hatte, nicht aber eine formelle
Aufenthaltsbewilligung, wurde ihr Antrag zurückgewiesen. Dagegen ging
Frau Sala beim zuständigen Gericht in Berufung (Erw. 13-18). Dieses
wollte u.a. vom Gerichtshof wissen, ob es sich im vorliegenden Fall
um eine Diskriminierung ausländischer Mitgliedstaatsangehöriger hand-
le, weil nur diese eine Aufenthaltsbewilligung vorlegen müssten,
InländerInnen hingegen nicht (Erw. 19). Der EuGH entschied, dass das
streitige Erziehungsgeld eine soziale Vergünstigung sei nach Art. 7 Abs.
II der Verordnung Nr. 1612/68 oder ein Familiengeld nach Art. 4 Abs. I
der Verordnung Nr. 1408/7140 und damit in den sachlichen Anwendungs-
bereich des Gemeinschaftsrechts falle (Erw. 22, 26 und 28). Mangels
genügender Angaben war es dem Gerichtshof nicht möglich zu beur-
teilen, ob Frau Sala als Arbeitnehmerin im Sinne der erwähnten Ver-
ordnungen zu qualifizieren sei (Erw. 45). Trotzdem kam er zum
Schluss, die Klägerin falle in den persönlichen Anwendungsbereich des
Gemeinschaftsrechts, könne sich auf das Diskriminierungsverbot von
Art. 12 Abs. I EGV berufen und Anspruch erheben auf das streitige
Erziehungsgeld, welches gemäss den beiden Verordnungen allerdings
nur für Arbeitnehmende vorgesehen ist. In seiner Argumentation dazu
stützte sich der EuGH auf die Bestimmungen über die Unions-
bürgerschaft: Alle UnionsbürgerInnen, die Gebrauch machen von ih-
rem Freizügigkeitsrecht nach Art. 18 Abs. I EGV und sich rechtmässig
in einem anderen Mitgliedstaat aufhalten, hätten Anspruch auf Gleich-
behandlung mit den InländerInnen des Aufnahmemitgliedstaates, wenn
ihre Situation vom Gemeinschaftsrecht erfasst sei (Erw. 63). Diese
Erklärung traf auf Frau Sala zu, womit sie das streitige Erziehungsgeld
verlangen konnte. Mit diesem Urteil hat der EuGH also das soziale Pri-
vileg des Erziehungsgeldes nicht mehr nur jenen Personen zugespro-
chen, die unter die beiden Verordnungen Nr. 1612/68 oder 1408/71 fal-
len, sondern er hat es auf alle UnionsbürgerInnen ausgeweitet, und
zwar unabhängig ihrer wirtschaftlichen Aktivität (JACQUESON 2002,
260), indem er Art. 12 Abs. I EGV mittels der Bestimmungen über die

Unionsbürgerschaft zur Anwendung gebracht hat (BODE 2002b, 637).
4.1.1 Der persönliche Anwendungsbereich des

Gemeinschaftsrechts im Falle Grzelczyk
Im Urteil Grzelczyk geht der EuGH in seiner Argumentation ähnlich vor
wie in der Rechtssache Martinez Sala. Wie erläutert, erhob Grzelczyk
Anspruch auf das Minimex, das ihm wegen seiner nicht belgischen
Staatsangehörigkeit verweigert wurde. Damit der Kläger sich auf das
Diskriminierungsverbot aufgrund der Staatsangehörigkeit, geregelt in
Art. 12 Abs. I EGV, berufen kann, muss als eine Voraussetzung der
persönliche Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts eröffnet
sein (HÖFLER 2002, 1207).

Der Generalanwalt ALBER kommt in seinen Erwägungen zum Schluss,
der Kläger besitze einen Arbeitnehmerstatus im Sinne des
Gemeinschaftsrechts (Erw. 67 und 70). Als Arbeitnehmer fällt er in den
persönlichen Anwendungsbereich des Vertrags, hat also ein Recht auf
Gleichbehandlung mit den InländerInnen gemäss Art. 39 Abs. II EGV
und kann den in Art. 7 Abs. II der Verordnung Nr. 1612/68 für Arbeitneh-
mer vorgesehenen sozialen Vorteil, hier das belgische Minimex, ver-
langen. Gemäss ALBER besteht diese Möglichkeit, obwohl der Kläger
im letzten Jahr seines Studiums die Erwerbstätigkeit unterbrochen hat,
da der Arbeitnehmerstatus des Klägers für die Dauer der Ausbildungs-
zeit fortgilt (Erw. 100).

Im Ergebnis stimmt der Gerichtshof mit der Folgerung des General-
anwalts überein, dass der Kläger Anspruch erheben könne auf die
Gewährung der Mittel für das Existenzminimum (Erw. 46). Allerdings
folgt der EuGH nicht der Argumentation ALBERS. Im Gegensatz zu
letzterem erwägt der Gerichtshof nicht, ob der Kläger als Arbeitneh-
mer zu qualifizieren sei, sondern unterstreicht, dass Grzelczyk Unions-
bürgerstatus besitze (Erw. 30). Während der Gerichtshof in der Rechts-
sache Martinez Sala seine Entscheidung ergänzend auf die einschlä-
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gigen Vertragsbestimmungen über die Arbeitnehmerfreizügigkeit ge-
stützt hat, beschränkt er sich im vorliegenden Fall ausschliesslich auf
die Auslegung von Art. 12 Abs. I sowie Art. 17 und 18 Abs. I EGV
(OBWEXER 2002, 56). UnionsbürgerInnen, die sich rechtmässig im
Gebiet des Aufnahmemitgliedstaates aufhalten, werden vom persönli-
chen Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts erfasst und kön-
nen sich auf Art. 12 Abs. I EGV berufen (HÖFLER 2002, 1207).
Demgemäss, und in Anlehnung an das Urteil Martinez Sala, folgert der
EuGH, dass UnionsbürgerInnen in allen grenzüberschreitenden Situa-
tionen die gleiche rechtliche Behandlung zukomme wie den Angehöri-
gen des Mitgliedstaates, in dem sich der oder die UnionsbürgerIn auf-
hält (Erw. 32). Da belgische Studierende in der gleichen Situation wie
der Kläger Anrecht auf das Minimex gehabt hätten, handelt es sich im
Falle Grzelczyk um eine Diskriminierung aufgrund der Staatsangehö-
rigkeit, welche nach Art. 12 Abs. I EGV verboten ist (Erw. 29-39). Damit
kann der Kläger Anspruch auf die Gewährleistung des Minimex erhe-
ben.

4.1.2 Der sachliche Anwendungsbereich des
Gemeinschaftsrechts im Falle Grzelczyk

Als zweite Voraussetzung, damit das Diskriminierungsverbot aufgrund
der Staatsangehörigkeit des Art. 12 Abs. I EGV angerufen werden und
somit Sozialleistungen in Anspruch genommen werden können, muss
die Sachmaterie einen Bezug zum Gemeinschaftsrecht aufweisen
(HÖFLER 2002, 1207). In Erwägung 27 weist der EuGH darauf hin,
dass er in der Rechtssache Hoeckx entschieden habe, dass das
belgische Existenzminimum eine soziale Vergünstigung im Sinne von
Art. 7 Abs. II der Verordnung Nr. 1612/68 sei41. Im vorliegenden Fall
stellt sich nun die Frage, ob die Unterhaltspflicht von Studierenden vom
Gemeinschaftsrecht gedeckt ist.
Dazu führt der Generalanwalt aus, dass die Bildungspolitik und die

soziale Sicherheit in den Kompetenzbereich der Mitgliedstaaten fielen.
Aus diesem Grund sei eine Studienfinanzierung als Beihilfe zum Le-
bensunterhalt vom Gemeinschaftsrecht nicht gedeckt (Erw. 107). Ein
Anspruch auf Gleichbehandlung hinsichtlich der im Aufnahme-
mitgliedstaat gewährten sozialen Vergünstigungen scheint nicht gel-
tend gemacht werden zu können (Erw. 111), weder gestützt auf das
Primärrecht (hier prüft der Generalanwalt die Bestimmungen über die
Dienstleistungsfreiheit und die Unionsbürgerschaft, Erw. 114-125) noch
auf das Sekundärrecht (Erw. 108-112).

Mit Blick auf die Rechtssache Brown folgt der Gerichtshof den Erwä-
gungen des Generalanwalts und führt aus, dass er in jenem Urteil fest-
gehalten habe, Förderungen von Studierenden für deren Lebensunter-
halt und Ausbildung fielen nicht in den Anwendungsbereich des
Gemeinschaftsrechts. Seither sei allerdings im Vertrag die Unions-
bürgerschaft und im dritten Teil Titel XI Kapitel drei eingefügt worden,
welches sich mit Bildung befasse, und es sei ebenfalls die Richtlinie
93/96 über den Aufenthalt der Studenten erlassen worden (Erw. 35).
Allerdings wird in der Literatur darauf hingewiesen, dass es gemäss
der Rechtssprechung des Gerichtshofs irrelevant ist, ob die Gemein-
schaft eine Kompetenz im fraglichen Bereich hat, damit der sachliche
Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts eröffnet ist und Art. 12
Abs. I EGV zur Anwendung kommen kann (HÜHN 2002b, 317). Die
Sachmaterie weist bereits dann einen Bezug zum Gemeinschaftsrecht
auf, wenn ein Zusammenhang mit der Errichtung und dem Funktionie-
ren des Binnenmarkts besteht (HÖFLER 2002, 1207). Somit liegt eine
gemeinschaftsrechtlich geregelte Situation bereits dann vor, wenn vom
Freizügigkeitsrecht des Art. 18 Abs. I EGV Gebrauch gemacht wird,
wie der Gerichtshof in Erwägung 33 festhält. Mit dieser Auslegung des
Gemeinschaftsrechts modifiziert der EuGH seine bisherige
Rechtssprechung Brown, wonach eine Förderung, die Studierenden
für den Lebensunterhalt und die Ausbildung gewährt wurde, nicht in
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den Anwendungsbereich des Vertrags fiel. Eine Situation, in der sich
die Frage der Gewährung einer Ausbildungsförderung oder Unterstüt-
zung für den Lebensunterhalt von Studierenden stellt, ist von nun an
dann vom Gemeinschaftsrecht erfasst, wenn sie einen Bezug zur Aus-
übung der Rechte nach Art. 18 Abs. I EGV aufweist (OBWEXWER
2002, 57).

Der Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts ist somit schon mit
der Einreise in einen anderen Mitgliedstaat eröffnet (HÖFLER 2002,
1207), und damit ist die Situation des Klägers vom Gemeinschafts-
recht gedeckt. Diese Überlegungen sind eine konsequente Fortsetzung
des Urteils Bickel und Franz (NOVAK 2001, 280). In dieser Rechtssa-
che ging es um die beiden deutschsprachigen Kläger Bickel und Franz
deutscher und österreichischer Staatsangehörigkeit, gegen welche im
italienischen Südtirol ein Strafverfahren hängig war. In Anlehnung an
die Rechte, welche deutschsprachigen ItalienerInnen gewährt wurden,
verlangten die Kläger die Durchführung des Gerichtsverfahrens auf
Deutsch, was ihnen verwehrt wurde. Der EuGH hielt fest, dass es sich
um eine Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit handle,
welche nach Art. 12 Abs. I EGV verboten sei, da die beiden Kläger nicht
nur als Dienstleistungsempfänger zu qualifizieren seien, sondern auch
als Unionsbürger, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit nach Art. 18
Abs. I EGV Gebrauch machten (CRAIG und DE BURCA 2003, 756f).
Der EuGH bestätigte also, dass sich UnionsbürgerInnen, die ihr in Art.
18 Abs. I EGV statuiertes Recht genössen, in einer vom Gemeinschafts-
recht geregelten Situation befänden und sich damit auf das allgemeine
Diskriminierungsverbot von Art. 12 Abs. I EGV berufen könnten
(HÖFLER 2002, 1206).

Bei der Ausübung des Freizügigkeitsrechts aus Art. 18 Abs. I EGV ist
also eine Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit untersagt.
Indessen wird dieses Freizügigkeitsrecht nicht vorbehaltlos gewährt.

Wie in Art. 18 Abs. I EGV aufgeführt, unterliegt es den im EGV und den
Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen und Bedin-
gungen. Im Falle Grzelczyk ist die einschlägige Vorschrift dazu Art. 1
der Richtlinie 93/96 (MARTIN 2002, 138). Darin ist enthalten, dass Stu-
dierende drei Voraussetzungen erfüllen müssen, um in den Genuss
des Aufenthaltsrechts in einem anderen Mitgliedstaat zu gelangen: Ein
Mitgliedstaat kann verlangen, dass der betroffene Student oder die be-
troffene Studentin mittels einer Erklärung zum Zeitpunkt der Einreise
den nationalen Behörden glaubhaft macht, er oder sie verfüge über
genügend Existenzmittel, so dass er oder sie während seines oder
ihres Aufenthalts nicht der Sozialhilfe und damit den öffentlichen Fi-
nanzen des Aufnahmemitgliedstaats anheim falle. Zudem muss er oder
sie bei einer anerkannten Lehranstalt zum Erwerb einer beruflichen
Bildung als Hauptzweck eingeschrieben sein und über einen
Krankenversicherungsschutz verfügen. Im vorliegenden Fall erfüllt der
Kläger die erste der drei genannten Voraussetzungen nicht mehr, in-
dem er Sozialhilfe verlangt und damit die öffentlichen Finanzen belas-
tet.

Dazu bemerkt der EuGH, dass den Mitgliedstaaten bei der Inanspruch-
nahme von Sozialhilfe durch Studierende prinzipiell die Möglichkeit of-
fen stehe, das Aufenthaltsrecht der betroffenen Studierenden zu
beenden, beziehungsweise nicht mehr zu verlängern (Erw. 42). Art. 4
der Richtlinie 93/96 sehe nämlich vor, dass das Aufenthaltsrecht nur
solange gelte, als dass Studierende die drei in Art. 1 genannten Vor-
aussetzungen erfüllten (Erw. 44). Allerdings dürfte die Beendigung oder
der Entzug des Aufenthaltsrechts bei der Inanspruchnahme von Sozi-
alhilfe keinesfalls die automatische Folge sein (Erw. 43). Dieser An-
sicht ist auch der Generalanwalt42 (Erw. des Generalanwalts 123), je-
doch zieht der Gerichtshof aus diesen Überlegungen nicht denselben
Schluss wie der Generalanwalt. Letzterer führt aus, den einschlägigen
Bestimmungen der Richtlinie 93/96 sei nicht zu entnehmen, unter wel-
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chen Umständen von einer Belastung der öffentlichen Finanzen aus-
gegangen werden könne. Die Mitgliedstaaten hätten daher einen ge-
wissen Spielraum zu definieren, wann Studierende die öffentlichen Fi-
nanzen belasten (Erw. des Generalanwalts 123). Mit der Umsetzung
der Richtlinie 93/96 in nationales Recht hat Belgien von dieser
Mitbestimmungsmöglichkeit Gebrauch gemacht (HÖFLER 2002, 1207).
Damit sei es mit dem geltenden Gemeinschaftsrecht zu vereinbaren,
so der Generalanwalt, wenn das belgische Recht vorsehe, dass die
Gewährung der Mittel für das Existenzminimum nicht sämtlichen
UnionsbürgerInnen zustehe (Erw. 126): Dem Kläger kann das Minimex
also verweigert werden, ohne dass damit gegen Gemeinschaftsrecht
verstossen wird.

Im Gegensatz dazu führt der Gerichtshof aus, aus der 6. Begründungs-
erwägung der Richtlinie 93/96 ergebe sich, dass die Mitgliedstaaten
untereinander zu einer gewissen finanziellen Solidarität verpflichtet
seien, was insbesondere dann gelte, wenn die Schwierigkeiten der
Aufnahmeberechtigten nur vorübergehender Natur seien (Erw. 44).
Damit geht der Gerichtshof im vorliegenden Fall davon aus, dass kein
Grund zur Beendigung des Aufenthaltsrechts des Klägers vorliege
(HÖFLER 2002, 1207).

ILIOPOULOU und TONER (2002, 613) weisen darauf hin, dass der
EuGH die Richtlinie 93/96 kühn auslegt. Die Feststellung, dass Studie-
rende die öffentlichen Finanzen nicht belasten sollen, ist nämlich der
Präambel zu entnehmen und nicht dem rechtsverbindlichen Richtlinien-
text. In diesem Zusammenhang unterstreicht MARTIN (2002, 142) zu-
sätzlich, der Aufruf zur finanziellen Solidarität unter den Mitgliedstaaten
sei weder im Wortlaut der Richtlinie noch der Präambel enthalten,
woraus der Autor schliesst, der Gerichtshof gehe sehr weit in der Inter-
pretation der Richtlinie. An den Ausführungen des EuGHs kann ferner
kritisiert werden, dass er nicht konkretisiert, wann im Einzelfall das

Aufenthaltsrecht eines Studenten oder einer Studentin beendet wer-
den darf. Er hält nur fest, dass dieses Recht verweigert werden kann,
wenn der Student oder die Studentin zum Zeitpunkt der Einreise nicht
über genügend Existenzmittel verfügt, wobei nichts über die Höhe die-
ser Existenzmittel bekannt ist. Hält sich der Student oder die Studentin
aber bereits im Aufnahmemitgliedstaat auf, so ist unklar, wie weit die
Solidarität dieses Mitgliedstaates reichen soll (HÖFLER 2002, 1207).

4.1.3 Folgerungen
Die aufgeführten Überlegungen zeigen, dass der EuGH in seiner Argu-
mentation den persönlichen und sachlichen Anwendungsbereich der
Verordnung Nr. 1612/68 so stark ausweitet, dass der Anwendungs-
bereich dieser Verordnung nicht mehr nur dann eröffnet ist, wenn er
eine Situation sachlich und den Kläger persönlich erfasst. Sobald eine
Materie, in diesem Falle das belgische Minimiex, im Zusammenhang
mit dem Aufenthalts- und Freizügigkeitsrecht des Art. 18 Abs. I EGV
steht, fällt sie in den sachlichen Anwendungsbereich des gesamten
Gemeinschaftsrechts. Damit kann jeder Unionsbürger und jede
Unionsbürgerin (in seinem oder ihrem Status als sich rechtmässig
aufhaltendeR UnionsbürgerIn) Anspruch auf die Gewährung des
Minimex erheben, auch wenn er oder sie nicht in den persönlichen
Anwendungsbereich der hier zur Diskussion stehenden Verordnung
Nr. 1612/68 fällt (MARTIN 2002, 140). Vorbehalten sind lediglich die
eng auszulegenden (HÜHN 2002a, 362) Beschränkungen und Bedin-
gungen des Gemeinschaftsrechts.

Wie in Erwägung 31 festgehalten, betrachtet der EuGH den Unions-
bürgerstatus als grundlegenden Status, und die Bestimmungen dazu
verwendet er, um die Gleichbehandlung der UnionsbürgerInnen im
Bereich der Sozialleistungen durchzusetzen. Mit diesem Ansatz hat
der Gerichtshof der Unionsbürgerschaft eine soziale Dimension ver-
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liehen (REICH 2003, 616), welche er im Urteil D’Hoop43 weiterentwi-
ckelt hat. In dieser Rechtssache ging es um die belgische Klägerin
D’Hoop, welche in Frankreich die Schule absolviert und in Belgien stu-
diert hatte. Nach Abschluss ihres Studiums verlangte sie ein
Überbrückungsgeld, welches BelgierInnen, die in ihrem Heimatstaat
die höhere Schulausbildung absolviert haben, oder Personen, die un-
terhaltsberechtigtes Kind eines europäischen Wanderarbeiters sind,
als finanzielle Unterstützung für den Einstieg in die Arbeitswelt gewährt
wird. Da Frau D’Hoop keine der beiden Voraussetzungen erfüllte, wur-
de ihr das Überbrückungsgeld verwehrt. Das Besondere an diesem
Sachverhalt ist, das Frau D’Hoop als Unionsbürgerin einen Anspruch
gegen ihren Heimatstaat geltend machte (BODE 2002b, 635ff). In sei-
nem Entscheid hielt der EuGH fest, dass die Klägerin während ihrer
Schulausbildung in Frankreich von ihrem Recht nach Art. 18 Abs. I EGV
Gebrauch gemacht habe. Aufgrund dieser Tatsache benachteilige die
belgische Regelung Frau D’Hoop gegenüber BelgierInnen, die in Belgi-
en selber die Schule abgeschlossen hätten und er befand, die Verwei-
gerung des Überbrückungsgeldes sei eine Diskriminierung des
belgischen Staates gegenüber eigenen Staatsangehörigen. Weil Frau
D’Hoop Unionsbürgerin sei, sei Gemeinschaftsrecht anwendbar, die
Klägerin könne sich auf Art. 12 Abs. I i.V.m. Art. 18 Abs. I EGV berufen
und das Überbrückungsgeld verlangen (HÜHN 2002b, 317).

Der EuGH ist also daran, ein Konzept der Unionsbürgerschaft zu ent-
wickeln, welches auf dem Gedanken der Solidarität und der sozialen
Gleichheit beruht. Damit nähert er meiner Auffassung nach die Unions-
bürgerschaft an das im zweiten Teil dieses Artikels beschriebene drei-
dimensionale Modell der Bürgerrechte von MARSHALL an. Nebst den
im zweiten Teil des Vertrages enthaltenen rechtlichen und politischen
Aspekten der Unionsbürgerschaft (MACKERT 1999, 137) hat nun der
EuGH der Unionsbürgerschaft explizit eine soziale Komponente bei-
gefügt. In diesem Sinne kann das auf staatlicher Ebene entwickelte

marshallsche Modell auch auf überstaatlichem Niveau angesiedelt
werden.

Die Rechtssache Grzelczyk sowie die erwähnten Urteile Sala, Bickel
und Franz und D’Hoop machen deutlich, dass der EuGH bei der Ausü-
bung der Aufenthalts- und Freizügigkeitsrechte nach Art. 18 Abs. I EGV
allen UnionsbürgerInnen, unabhängig ihrer Staatsangehörigkeit oder
einer wirtschaftlichen Tätigkeit, gleiche rechtliche Behandlung garan-
tiert und sie damit vor Diskriminierungen in anderen Mitgliedstaaten
schützt (HÜHN 2002a, 362). Dabei dehnt er den Anwendungsbereich
des Gemeinschaftsrechts anhand der Bestimmungen zur Unions-
bürgerschaft aus, um nationale Regelungen am allgemeinen
Diskriminierungsverbot des Art. 12 Abs. I EGV zu messen (idem). REICH
(2003, 627) spricht in diesem Zusammenhang von einem „activist
judical approach to citizenship“, und zwar „as far as creating a broad
right to non-discrimination beyond existing secondary law“ (ibidem, 633).
Der EuGH entwickelt also ein Verständnis des Konzeptes der Unions-
bürgerschaft, welches so im Gemeinschaftsrecht nicht enthalten ist.
Meiner Ansicht nach kommt damit der dynamische Charakter der
Unionsbürgerschaft zum Vorschein. Allerdings ist dabei nicht, wie in
der Evolutivklausel von Art. 22 EGV vermerkt, der Gesetzgeber die Trieb-
feder, sondern der Gerichtshof, was im Gemeinschaftsrecht so
ebenfalls nicht vorgesehen ist. Von dieser Aktivität hat der EuGH kürz-
lich erneut Gebrauch gemacht, um der Unionsbürgerschaft neue Kon-
turen zu verleihen, wie nachfolgend kurz erläutert wird.

4.2 Die unmittelbare Wirkung der Unionsbürgerschaft
Im Entscheid Baumbast und R. hat der Gerichtshof viel Klärendes zum
Verständnis der Unionsbürgerschaft beigetragen (BODE 2002a, 767).
Die grosse Neuerung, die das Urteil im Vergleich zu den bereits er-
wähnten Entscheidungen gebracht hat, ist, dass der Gerichtshof Art.
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18 Abs. I EGV unmittelbare Wirkung zugesprochen hat. Das bedeutet,
dass UnionsbürgerInnen durch die Bestimmung unmittelbar berech-
tigt werden, ihr Aufenthalts- und Freizügigkeitsrecht zu geniessen, und
sie können sich vor innerstaatlichen Gerichten oder Behörden auf die-
se Norm berufen (KÖNIG und HARATSCH 2000, 90). Nachfolgend soll
zuerst der Sachverhalt des Urteils angeschnitten und anschliessend
etwas genauer auf die unmittelbare Wirkung des Art. 18 Abs. I EGV
eingegangen werden.

4.2.1 Der Sachverhalt der Rechtssache Baumbast und R.
In diesem Urteil ist der EuGH die beiden Rechtssachen Baumbast und
R. gemeinsam angegangen. Beide Male handelte es sich um Klagen
gegen die Verweigerung von Aufenthaltsbewilligungen im Vereinigten
Königreich. Im Rahmen dieses Artikels interessiert ausschliesslich, was
der EuGH in Bezug auf die Rechtswirkung und den Schutzumfang von
Art. 18 Abs. I EGV im Falle Baumbast entschieden hat, weshalb nur
auf diesen Aspekt in der Rechtssache Baumbast eingegangen und die
Rechtssache R. gar nicht behandelt wird.

Das Ehepaar Baumbast – die Gattin war kolumbianischer, der Gatte
deutscher Staatsangehörigkeit – lebte mit ihren gemeinsamen Kindern
im Vereinigten Königreich. Da Herr Baumbast anfänglich dort arbeite-
te, wurde der Familie das Aufenthaltsrecht für 5 Jahre, von 1990 bis
1995, gewährt (Erw. 16 und 18). Im Jahre 1993 wurde Herr Baumbast
für deutsche Firmen in China und Lesotho tätig. Als 1995 Frau Baum-
bast einen Antrag auf eine unbefristete Aufenthaltsbewilligung im Verei-
nigten Königreich stellte, wurde diese abgelehnt (Erw. 20). Dagegen
erhob die Familie Baumbast Klage, welche insofern gutgeheissen
wurde, als dass Frau Baumbast und den Kindern ein Aufenthalt ge-
währt wurde, solange letztere nach Art. 12 der Verordnung Nr. 1612/68
ihre Rechte auf Ausbildung im Vereinigten Königreich geltend machen

konnten (Erw. 21). Weiter wurde festgehalten, Herrn Baumbast kom-
me weder ein Aufenthaltsrecht als in der Gemeinschaft tätiger Wan-
derarbeiter noch ein allgemeines Aufenthaltsrecht nach der Richtlinie
90/364 zu. Dagegen ging Herr Baumbast (für seinen Fall) in Berufung44.

4.2.2 Das Urteil des EuGHs in der Rechtssache
Baumbast und R.

Im Vorabentscheidungsverfahren hält der EuGH fest, Art. 18 Abs. I EGV
komme unmittelbare Wirkung zu (Erw. 76). Das bedeutet, dass diese
Bestimmung ein unmittelbar wirksames Recht auf Einreise und Auf-
enthalt enthält: Als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates kann sich
Herr Baumbast direkt auf Art. 18 Abs. I EGV berufen, um sein Recht
auf Aufenthalt innerhalb der Gemeinschaft durchzusetzen (Erw. 84).
Dass er dazu einer wirtschaftlichen Tätigkeit (ob innerhalb der Gemein-
schaft oder nicht) nachgeht, ist nicht nötig (Erw. 83).

Damit eine Norm unmittelbare Wirkung entfalten kann, sind bestimmte
Voraussetzungen nötig. In Erwägung 84 unterstreicht der Gerichtshof,
die Bestimmung müsse hinreichend klar und präzise sein, was hier
gegeben ist. Zudem muss sie nach der geltenden Rechtssprechung
unbedingt sein und darf für den Mitgliedstaat keinen Ermessens-
spielraum begründen (vgl. insbesondere die Rechtssache Van Gend
en Loos45). Diese Voraussetzungen liegen hier vor (BODE 2002a, 768).
Die unmittelbare Wirkung von Art. 18 Abs. I EGV bedeutet jedoch
keinesfalls, dass das zugestandene Recht auch absolut wirkt (ibidem,
767). Wie in Art. 18 Abs. I EGV festgehalten, können primärrechtliche
und sekundärrechtliche Bedingungen und Beschränkungen, welche
einer umfänglichen gerichtlichen Kontrolle unterliegen, das Freizügig-
keits- und Aufenthaltsrecht auch wieder eindämmen. Wie HÜHN
(2002a, 362) in Anlehnung an den Gerichtshof unterstreicht, betrifft der
Vorbehalt jedoch ausschliesslich die Ausübung des Rechts, nicht aber
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sein Bestehen. Ferner führt der EuGH in Erwägung 91 auf, dass Mit-
gliedstaaten bei der Anwendung von Bedingungen und Limitierungen
die Grundsätze des Gemeinschaftsrechts beachten müssen,
insbesondere jenen der Verhältnismässigkeit. Gemäss dem Gerichts-
hof (Erw. 92) erscheint es im Falle von Herrn Baumbast
unverhältnismässig, ihm kein allgemeines Aufenthaltsrecht im Sinne
der Richtlinie 90/364 zu gewähren, denn Herr Baumbast erfüllt die Vo-
raussetzungen, die in der Richtlinie vorgesehen sind, mit Ausnahme
der Krankenversicherung in Grossbritannien. Allerdings ist dazu zu
sagen, dass Herr Baumbast in Deutschland versichert ist und bereits
jahrelang ohne Inanspruchnahme finanzieller staatlicher Hilfe im Auf-
enthaltsstaat gelebt hat. Vor diesem Hintergrund, so BODE (2002a,
768), ist es nicht verhältnismässig, Herrn Baumbast den Aufenthalt im
Vereinigten Königreich zu verwehren.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass beim Überschreiten einer
Grenze innerhalb der Gemeinschaft für UnionsbürgerInnen ein unmit-
telbar wirksames Recht auf Aufenthalt in einem Mitgliedstaat entsteht.
Dieser Mitgliedstaat kann das Recht jedoch einschränken oder entzie-
hen, allerdings nur, wenn die im Primär- und Sekundärrecht enthalte-
nen Voraussetzungen nicht erfüllt sind und wenn die Beschränkung
verhältnismässig ist.

5 Zusammenfassung und Schlussbemerkungen
Die Unionsbürgerschaft ist mit dem Vertrag von Maastricht in das eu-
ropäische Vertragswerk eingeführt worden, in dessen zweiten Teil die
Bestimmungen dazu enthalten sind. Ihr Erwerb ist an die Staatsange-
hörigkeit eines Mitgliedstaates geknüpft, und sie löst die mitglied-
staatliche Staatsbürgerschaft nicht ab. Sie ist dementsprechend we-
der als Staatsangehörigkeit noch als Staatsbürgerschaft zu qualifizie-
ren, sondern baut auf ersterer auf und ergänzt letztere. In den Verträ-
gen von Amsterdam und Nizza sowie im Vorschlag des Verfassungs-
vertrags wurden jeweils an der einen oder anderen Bestimmung Er-
gänzungen angebracht – zu nennenswerten Neuerungen kam es in-
dessen nicht.

Die Entwicklung des Inhalts der Unionsbürgerschaft ist nicht über den
Gesetzgeber erfolgt, sondern über die Rechtssprechung des EuGHs.
Ein Beispiel dazu ist das Urteil in der Rechtssache Grzelczyk, in wel-
chem der Gerichtshof dem französischen Kläger Grzelczyk, der sich
zu Studienzwecken in Belgien aufgehalten hat, einen Anspruch auf das
belgische Minimex gewährt hat. Der Gerichtshof hat die Mitgliedstaa-
ten dazu verpflichtet, allen UnionsbürgerInnen Zugang zu ihren beitrags-
unabhängigen Sozialleistungen zu verschaffen, unabhängig einer wirt-
schaftlichen Tätigkeit der UnionsbürgerInnen. Damit verleiht er der
Unionsbürgerschaft über die im Vertrag festgehaltenen rechtlichen und
politischen Dimensionen ein sozialrechtliches Gesicht.

Der Entscheid Grzelczyk bejaht zwar die Gewährung von Sozialleis-
tungen an UnionsbürgerInnen, er öffnet dem zwischenstaatlichen
„Sozialtourismus“ jedoch nicht Tür und Tor. Damit ein Unionsbürger
oder eine Unionsbürgerin in den Genuss sozialer Leistungen gelangen
kann, muss er oder sie sich in einer Situation befinden, die einen grenz-
überschreitenden Bezug aufweist: er oder sie muss von seinem oder
ihrem Freizügigkeitsrecht nach Art. 18 Abs. I EGV Gebrauch machen
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und sich rechtmässig in einem Mitgliedstaat aufhalten. Das Recht aus
Art. 18 Abs. I EGV wird jedoch nicht schrankenlos gewährt, denn es
steht unter Vorbehalten, die im Falle Grzelczyk der Richtlinie 93/96 zu
entnehmen sind. Die Vorbehalte beschränkt der Gerichtshof aber wieder
dahingehend, als dass der Entzug oder die Beendigung des Auf-
enthaltsrechts des Art. 18 Abs. I EGV keine automatische Folge davon
sein soll, dass ein Unionsbürger oder eine Unionsbürgerin die Bedin-
gungen der Richtlinie nicht mehr erfüllt. Im Gegenteil: Die Mitgliedstaa-
ten werden dazu aufgefordert, finanzielle Solidarität untereinander zu
zeigen und die Einschränkung der Rechte aus Art. 18 Abs. I EGV nur
als ultima ratio anzuwenden (NOVAK 2001, 280).

Das Urteil Grzelczyk reiht sich in eine Serie von Entscheiden ein – zu
nennen sind insbesondere die Rechtssachen Sala, Bickel und Franz
sowie D’Hoop – in denen der Gerichtshof UnionsbürgerInnen eine glei-
che rechtliche Behandlung garantiert, wenn sie ein Aufenthalts- und
Freizügigkeitsrecht nach Art. 18 Abs. I EGV geniessen. In all diesen
Urteilen stützt der Gerichtshof seine Erwägungen auf Art. 12 Abs. I EGV
i.V.m. Art. 18 Abs. I EGV. Anders argumentiert er in seinem Entscheid
zur Unionsbürgerschaft, Baumbast und R., in welchem er dem Aufent-
halts- und Freizügigkeitsrecht von Art. 18 Abs. I EGV unmittelbare Wir-
kung zuspricht. Damit verwendet er diese Bestimmung nicht mehr als
Bindeglied, um das allgemeine Diskriminierungsverbot des Art. 12 Abs.
I EGV zur Anwendung zu bringen, sondern UnionsbürgerInnen können
nun ihr Recht auf Aufenthalt und Freizügigkeit direkt auf Art. 18 Abs. I
EGV stützen. In der Rechtssache Baumbast und R. hat sich der EuGH
klar dazu geäussert, dass Art. 18 Abs. I EGV ein unmittelbares, indivi-
duelles Grundrecht beinhalte, welches allen UnionsbürgerInnen die
Befugnis verleiht, sich innerhalb der Gemeinschaft frei zu bewegen
und aufzuhalten (HÜHN 2002a, 362). Von nun an können sich
UnionsbürgerInnen direkt auf Art. 18 Abs. I EGV berufen, ohne dass sie
argumentieren müssen, es liege eine nachteilige Behandlung aufgrund

ihrer Staatsangehörigkeit und im Vergleich zu anderen
UnionsbürgerInnen vor. Mit diesem Urteil hat der Gerichtshof die un-
mittelbare Wirkung des Art. 18 Abs. I EGV verdeutlicht, die gemäss
BODE (2002a, 768) in der bisherigen Rechtssprechung bereits ent-
halten war. So konnten die Kläger der Rechtssachen Sala sowie
Grzelczyk ihre Rechte auf Art. 18 Abs. I EGV stützen, obwohl ihnen
nach dem einschlägigen Sekundärrecht kein Aufenthaltsrecht zuge-
standen worden war.

Im Urteil Baumbast und R. hat der EuGH Klartext gesprochen, was die
Rechtswirkung und den Schutzumfang des Art. 18 Abs. I EGV betrifft.
Indem er die unmittelbare Wirkung dieser Norm bejaht, legt er eine
Interpretation des Gemeinschaftsrechts vor, die so der angesproche-
nen Bestimmung nicht direkt zu entnehmen ist. Wie bereits für die
Urteile Sala, Grzelczyk, Bickel und Franz und D’Hoop besprochenen,
betätigt und bestätigt sich der Gerichtshof damit als „Quasi-
gesetzgeber“: Er entwickelt das Recht der UnionsbürgerInnen auf Frei-
zügigkeit und Aufenthalt weiter, und zwar in eine Richtung, die im
Gemeinschaftsrecht nicht enthalten ist. Ob diese Haltung des Gerichts-
hofs begrüssenswert ist, ist Ansichtsache. Einerseits wagt sich der
EuGH damit auf ein Gebiet vor, welches gemäss Vertragsrecht Aufga-
be des (intergouvermental zusammengesetzten) Rates ist. Er verpflich-
tet die Mitgliedstaaten zu einem Verhalten gegenüber den
UnionsbürgerInnen, und die Staaten müssen seinen Entscheid befol-
gen, ob sie damit einverstanden sind oder nicht. Andererseits kommt
der Rechtsprechung des Gerichtshofs aber auch eine Bedeutung zu,
die für die dynamische Fortentwicklung der Union in Richtung „Europa
der BürgerInnen“ von zentraler Bedeutung ist (BODE 2002a, 768).

Seit der Einführung der Unionsbürgerschaft kommen Angehörigen ei-
nes Mitgliedstaates nicht mehr nur Rechte als StaatsbürgerInnen zu.
Die Organe der Gemeinschaft, und insbesondere der EuGH, sind daran,
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eine neue Bürgerschaft zu konstruieren, welche auf überstaatlicher
Ebene anzusiedeln ist. Zwar sind es noch immer die Mitgliedstaaten,
die über ihre Staatsangehörigkeit die Zugehörigkeit zum Kreis der
UnionsbürgerInnen ermöglichen, doch können sich einmal Aufgenom-
mene auch wieder gegen diese Mitgliedstaaten wenden, indem sie sich
vor nationalen Gerichten und Behörden direkt auf Gemeinschaftsrecht
stützen. In diesem Sinne beinhaltet die Unionsbürgerschaft sowohl staat-
liche als auch überstaatliche Aspekte. In Anlehnung an SCHNAPPER
(1998, 415) entsteht damit eine vielfältige Bürgerschaft: „La nouvelle
citoyenneté qui émerge à travers les institutions européennes, les
dispositions qu’elles prennent et les actions qu’elles engagent, [...] (est)
multiple“.

Wie erwähnt, bezeichnet der Gerichtshof die Unionsbürgerschaft in
der Rechtssache Grzelczyk als fundamentalen Status der Angehöri-
gen der Mitgliedstaaten (Erw. 31), und im Urteil Baumbast und R. spricht
er dem Freizügigkeits- und Aufenthaltsrecht von Art. 18 Abs. I EGV un-
mittelbare Wirkung zu. Damit kommt der EuGH meiner Meinung nach
einem Verständnis der Unionsbürgerschaft nahe, welches SCHNAP-
PER (1998, 73ff) als universalistisch bezeichnet. Gemäss dieser Auf-
fassung basiert die Bürgerschaft auf der Idee, dass alle Individuen in
ihrer Würde gleich sind und gleich behandelt werden müssen: „ (...)
par delà les différences et les inégalités, tous les hommes sont égaux
en dignité et (...) doivent être traités juridiquement et politiquement de
manière égale“ (ibidem, 498). Dieses Verständnis überschreitet die
Partikularitäten der Individuen, welche BürgerInnen sind, unabhängig
ihrer ethnisch-religiösen Zugehörigkeit oder ihren biologischen oder
sozialen Unterschieden. Allerdings ist hervorzuheben, dass es zurzeit
gemäss der Rechtssprechung des EuGHs (noch?) eines grenzüber-
schreitenden Bezugs bedarf, damit die Grundauffassung der Gleich-
heit der UnionsbürgerInnen zum Tragen kommen kann: In den analy-
sierten Fällen hat der Gerichtshof immer über das Freizügigkeitsrecht

oder den Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem Heimat-
staat des betroffenen Bürgers oder der betroffenen Bürgerin entschie-
den.

Die Unionsbürgerschaft, welche nach hier vertretener Auffassung die
Gleichheit aller BürgerInnen postuliert, bedeutet aber keinesfalls, dass
eine unterschiedliche Behandlung dieser nicht durchführbar wäre. Wie
wir gesehen haben, sind gerichtlich kontrollierbare Beschränkungen
und Bedingungen der Unionsbürgerrechte möglich, betreffen aber nur
die Ausübung der Rechte von Art. 18 Abs. I EGV, nicht deren Bestehen
(HÜHN 2002a, 362). Die fundamentale Gleichheit der BürgerInnen wird
damit nicht beschnitten, womit meines Erachtens das Unions-
bürgerschaftsverständnis des Gerichtshofs einer „citoyenneté
différenciée“, aber nicht einer „citoyenneté inégale“ (SCHNAPPER 1998,
482) gleicht.
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Fussnoten

1 Rechtssache (nachfolgend Rs.) C-184/99 Rudy Grzelczyk gegen Centre public
d’aide sociale d’Ottignie-Louvain-la-Neuve, Slg. 2001, S. I-6193.
2 KOM(2003) 199 endg.
3 Vgl. Einleitung des erwähnten geänderten Richtlinienvorschlags.
4 Vgl. http://www.europa.eu.int/scadplus/leg/de/lvb/a12000.htm.
5 Interessant ist, dass im 1. Satz von Art. 17 Abs. I EGV die Rede von
Staatsangehörigkeit ist, während im 2. Satz der Begriff der Staatsbürgerschaft
verwendet wird. HILF (1997, 356) geht davon aus, dass die Wortwahl bewusst
sei und der Vertrag von einer Unterscheidbarkeit der Staatsangehörigkeit von
der Staatsbürgerschaft in den einzelnen Mitgliedstaaten ausgehe. Dem
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die Begriffe quasi als Synonyme verwendet werden und damit die enge,
historische Verknüpfung der beiden Konzepte angesprochen wird. Auf die
Definition der beiden Begriffe wird weiter hinten näher eingegangen.
6 Rs. C-369/90 Micheletti gegen Delegación del Gobierno en Cantabria, Slg.
1992, S. I-4239.
7 Nach CLOSA (1997, 196) konnte damit das Freizügigkeits- und
Aufenthaltsrecht faktisch nicht von der wirtschaftlichen Tätigkeit getrennt werden.
8 Die Kommission hat bereits drei Berichte über die Unionsbürgerschaft erstellt,
davon einen 1993 (KOM(1993) 0702 endg.), kurz nach Inkrafttreten des Vertrags
von Maastricht, einen 1997 (KOM(1997) 230 endg.) und einen 2001 (KOM(2001)
506 endg.). In diesen Berichten untersucht sie den Fortgang und die Umsetzung
der speziellen Bestimmungen zur Unionsbürgerschaft. Vgl. auch http://
www.europa.eu.int/scadplus/legde/lvb/123031.htm.
9 Vgl. http://www.europa.eu.int/scadplus/leg/de/lvb/a12000.htm.
10 Es sind dies: das Europäische Parlament, der Rat, die Kommission, der
EuGH, der Rechnungshof, der Wirtschafts- und Sozialausschuss, der
Ausschuss der Regionen und der Bürgerbeauftragte. Vgl. die Internetseite von
Fussnote (nachfolgend Fn.) 9.
11 Vgl. die Internetseite von Fn. 9.
12 ABl. 1958, S. 358, zitiert in HILF 1997, 357.
13 Vgl. http://european-convention.eu.int/docs/Treaty/cv00820.de03.pdf.

14 Vgl. http://european-convention.eu.int/amendments.asp?content=7&lang
=DE.
15 Vgl. z.B. die Vorschläge von Marie Nagy, Ben Fayot, Elio Di Rupo, Johannes
Voggenhuber, Eva Lichtenberger, Pervenche Berès, Olivier Duhamel, Jacques
Floch, Elena Paciotti, Anne Van Lancker u.v.m.
16 Punkt 14 der Resolution 1314 (2003) vom 29.1.2003, zitiert im
Änderungsvorschlag von Sylvia-Yvonne Kaufmann. Vgl. die Internetseite von
Fn. 14.
17 Kritiken dieses Vorschlages und mögliche Antworten darauf vgl. dieselbe
Autorin, S. 103ff. Für weitere Wortmeldungen zur Ausdehnung der
Unionsbürgerschaft auf Drittstaatsangehörige vgl. GAROT oder STAPLES, zitiert
in REICH, 2001, 17f, sowie DAVIS, 2002, 137.
18 Für eine Auflistung der betroffenen Verordnungen und Richtlinien vgl. Art. 35
des geänderten Vorschlags.
19 Verordnung 1612/68/EWG des Rates vom 15. Oktober 1968 über die
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft, ABl. L 257, S.
475. Hier sollen Art. 10 und 11 gestrichen werden.
20 Richtlinie 93/96/EWG des Rates vom 29. Oktober 1993 über das
Aufenthaltsrecht der Studenten, ABl. L 317, S. 59.
21 Für die Bedingungen vgl. unter 3.3.
22 Wie in Art. 14 Abs. 1 des geänderten Vorschlags festgehalten ist, wird ein
Recht auf Daueraufenthalt all jenen UnionsbürgerInnen gewährt, welche sich
rechtmässig 4 Jahre lang im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaates
aufgehalten haben.
23 Schlussanträge des Generalanwalts ALBER vom 28. September 2000 zur
Rechtssache C-184/99 Rudy Grzelczyk gegen Centre public d’aide sociale
d’Ottignie-Louvain-la-Neuve, Slg. 2001, S. I-6193.
24 Für die beschränkte Zeit vom 5. Oktober 1998 bis zum 30. Juni 1999.
25 Gesetz vom 7. August 1974 zur Einführung des Anspruchs auf ein
Existenzminimum (Moniteur belge vom 18. September 1974, S. 11363), vgl.
Erw. 8 der Rs. Grzelczyk.
26 Königliche Verordnung vom 27. März 1987 zur Ausdehnung des Gesetzes
vom 7. August 1974 zur Einführung eines Anspruchs auf die Gewährung des
Existenzminimums auf Personen, die nicht die belgische Staatsangehörigkeit
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besitzen (Moniteur belge vom 7. April 1987, S. 5086), vgl. Erw. 9 der Rs.
Grzelczyk.
27 Einen Anspruch auf das Existenzminimum können nach der königlichen
Verordnung ebenfalls Staatenlose und Flüchtlinge geltend machen, welche
hier aber nicht zur Diskussion stehen.
28 Rs. C-85/96 Martinez Sala gegen Freistaat Bayern, Slg. 1998, S. I-2691.
29 Es sei darauf hingewiesen, dass der Gerichtshof die zweite Frage im Rahmen
der ersten beantwortet und nicht gesondert darauf eingeht (vgl. insbesondere
die Erwägungen 42-44).
30 Sowie den Richtlinien 90/364/EWG des Rates vom 28. Juni 1990 über das
Aufenthaltsrecht, ABl. L 180, S. 26 und 90/365/EWG des Rates vom 28. Juni
1990 über das Aufenthaltsrecht der aus dem Erwerbsleben ausgeschiedenen
Arbeitnehmer und selbstständig Erwerbstätigen, ABl. L 180, S. 28.
31 Vgl. auch die Schlussanträge des Generalanwalts ALBERS, insbesondere
Erw. 55.
32 Der Generalanwalt verweist in diesem Zusammenhang auf die Rs. 186/87
Cowan gegen Le Trésor Public, Slg.1989, S. 195.
33 An dieser Stelle verweist der Generalanwalt auf die Rs. C-274/96 Strafverfahren
gegen Horst Otto Bickel und Ulrich Franz, Slg. 1998, S. I-7637.
34 Rs. 249/83 Hoeckx gegen Openbaar Centrum voor Maatschappelijk Welzijn
Kalmthout, Slg. 1985, S. 973.
35 Der EuGH verweist auf die Rn. 63 des genannten Urteils.
36 Rs. 197/86 Brown gegen Secretary of Sate for Scotland, Slg. 1988, S. 3205.
37 Vgl. dazu die Erläuterungen des Generalanwalts unter 3.2.
38 Hier verweist der Gerichtshof auf die Rs. C-424/98 Kommission gegen Italien,
Slg. 2000, S. I-4001, Rn. 44.
39 Rs. C-413/99 Baumbast und R. gegen Secretary of State for the Home
Department, Slg. 2002, S. I-7091.
40 Verordnung Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstständige sowie
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern,
ABl. L 331, S. 1.
41 Damals hatten alle Gemeinschaftsangehörigen, die sich seit mindestens 5
Jahren in Belgien aufhielten, Anrecht auf das belgische Existenzminimum.
Seither wurde das einschlägige nationale Recht dahingehend geändert, als

dass der Anspruch auf jene Personen beschränkt wurde, die unter die
Verordnung Nr. 1612/68 fallen. Der persönliche Anwendungsbereich des
nationalen Rechts wurde also eingeschränkt. Allerdings wurde der Vorbehalt
der 5 Jahre Aufenthalt als Folge des Urteils C-326/90 Kommission gegen
Belgien, Slg. 1992, S. I-5517, aufgehoben. Vgl. dazu Erw. 28 des Urteils
Grzelczyk.
42 Der Generalanwalt prüft den Status des Klägers als Student zusätzlich zu
jenem als Arbeitnehmer, verweist aber darauf, dass die Bestimmungen dazu
nur subsidiär zur Anwendung kommen sollen, falls der Gerichtshof nicht davon
ausgehe, der Kläger sei Arbeitnehmer im Sinne des Gemeinschaftsrechts (Erw.
des Generalanwalts 105).
43 Rs. C-224/98 Marie Nathalie D’Hoop gegen Office national de l’emploi, Slg.
2002, S. I-6191.
44 Das Secretary of State ging gegen den Entscheid in Bezug auf Frau Baumbast
und ihre Kinder ebenfalls in Berufung, worauf jedoch nachfolgend nicht
eingegangen wird.
45 Rs. 26/62 Van Gend en Loos (NV Algemene Transporten Expeditie
Onderneming) gegen Nederlandse Administratie der Belastingen, Slg. 1963,
S. 1.
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